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Vorwort 
 
Der vorliegende Abschlussbericht zur Implementierung eines Evaluationsinstruments für Am-
bulante Sozialpädagogische Angebote für straffällig gewordene junge Menschen stellt ein vom 
Land Niedersachsen gefördertes Modellvorhaben vor, welches von der Landesarbeitsgemein-
schaft für Ambulante Sozialpädagogische Angebote nach dem Jugendrecht e.V. (LAG) über 
eine Dauer von 2,5 Jahren durchgeführt wurde und mit einer Abschlussveranstaltung im August 
2018 entsprechend des vorgelegten Zeitplanes abgeschlossen wird.  
 
Die wissenschaftliche Begleitung und Auswertung des Projektes erfolgte durch Dr. Regine 
Drewniak, mit der die LAG unter Einbindung ihrer Mitgliedseinrichtungen das Vorhaben in 
einer intensiven Vorbereitungsphase und einem langjährigen Qualitätsdiskurs erarbeitete. Der 
insgesamt 8 Jahre dauernde Erarbeitungsprozess stellte die Mitgliedseinrichtungen und den 
Vorstand vor zahlreiche Herausforderungen und Hürden (u.a. der technischen Programmie-
rung), die es gemeinsam und auf der Grundlage von ehrenamtlichen Ressourcen zu meistern 
galt. 
 
Wir freuen uns daher umso mehr, dass wir als LAG nach dem langjährigen Entwicklungspro-
zess das entstandene Evaluationsinstrument präsentieren können. Wir sind insbesondere von 
den Ergebnissen und Erkenntnismöglichkeiten des Evaluationsinstruments überzeugt. 
 
Die im Evaluationsinstrument verarbeiteten Daten und Fragestellungen ermöglichen einen Ein-
blick in die Arbeit und die Wirkungsweisen der Ambulanten Sozialpädagogischen Angebote, 
den es bisher so nicht gegeben hat. Damit ist Niedersachsen Vorreiter in der wissenschaftlichen 
Erforschung dieses besonderen Praxisfeldes und in Bezug auf die Qualitätsentwicklung für und 
mit der Praxis. Die Qualitätssicherung der Ambulanten Sozialpädagogischen Angebote, nicht 
zuletzt über die Formulierung von Qualitätsstandards, gehört zu den originären Aufgaben der 
LAG. 
 
Unsere Zielsetzung, mit der Dokumentation der Teilnahmeverläufe Aufschluss über wichtige 
Fragestellungen unserer Arbeit zu erhalten, wurde mit dem Modellvorhaben mehr als eingelöst. 
Beispielsweise bekommen wir durch die Auswertung detaillierte Aussagen zu den (überra-
schend geringen) Abbruchquoten (19%) mit zusätzlicher Aufschlüsselung der Hintergründe. 
Hier liegen große Chancen, den Kreis der zu erreichenden Teilnehmer*innen durch eine Ver-
besserung der Eingangsqualität zu vergrößern. Durch Erweiterungen der Fragekombinationen 
wäre es u.a. möglich die Hypothese abzugleichen, ob die nicht erreichten Jugendlichen weniger 
intensiv auf die Angebote vorbereitet wurden. Ein weiterer wichtiger Erkenntnisgewinn bezieht 
sich auf die individuellen Hilfeziele der Teilnehmenden. Bei knapp der Hälfte der jungen Men-
schen wird Unterstützungsbedarf in den Bereichen von Ausgrenzungserfahrungen und von In-
tegration festgehalten. Dies stellt einen sehr wichtigen Faktor zur gesellschaftlichen Teilhabe 
der jungen Menschen dar, der zukünftig noch stärker in den Blick genommen werden muss. 
Ausgrenzungserfahrungen und eine fehlende Integration in die Gesellschaft können zu Straf-
fälligkeit oder auch Radikalisierungstendenzen bis hin zu Extremismus führen. Diese gilt es 
mittels der spezialisierten Angebotsformate der Ambulanten Sozialpädagogischen Angebote zu 
vermeiden. 
 
Für die Frage der Übertragbarkeit und regelmäßigen Anwendung auf alle geförderten Projekte 
Ambulanter Sozialpädagogischer Angebote für junge Straffällige in Niedersachsen bedarf es 
neben den im Bericht angesprochenen Optimierungsbedarfen vor allem einer gemeinsamen 
Prüfung der Modellprojektergebnisse der LAG mit dem Niedersächsischen Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung sowie dem Niedersächsischen Landesjugendamt. Bei 
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Feststellung seiner entsprechenden Eignung könnte das Evaluationsinstrument die standardi-
sierten Sachberichte als Teil des Verwendungsnachweises in seiner bisherigen Form ersetzen. 
Die bisher erhobenen Daten der Sachberichte ermöglichten nicht immer zielführende Aussagen 
zu den Entwicklungen in den Ambulanten Sozialpädagogischen Angeboten. Die Teilnahme-
motivation unserer Mitgliedseinrichtungen hängt maßgeblich davon ab, ob die derzeitige Dop-
pelerhebung und der damit verbundenen Arbeitsaufwand vermieden werden kann. Auch die 
Übermittlung der Daten in digitaler Form stellt einen hohen Anreiz dar.  
 
Die Mitglieder der LAG haben sich im Juni 2018 auf einem internen Fachtag intensiv mit den 
Berichtsergebnissen und den Rückmeldungen der teilgenommenen Einrichtungen auseinander-
gesetzt. Der Entwicklungsprozess wurde von allen Beteiligten als große Anstrengung empfun-
den, die sich aber mit Blick auf das großartige Ergebnis und die weitreichenden Erkenntnis-
möglichkeiten gelohnt hat. Mit einem einheitlichen Votum für eine Verstetigung des Instru-
mentes unter den Voraussetzungen von Arbeitsvereinfachung, kostenneutraler Anwendung und 
des geschützten Umgangs mit den Daten, folgten die Mitglieder den Empfehlungen des Vor-
stands, sich für eine Weiterentwicklung des Evaluationsinstruments zu einem Standardinstru-
ment einzusetzen. 
 
Wir freuen uns, mit dieser Rückenstärkung durch unsere Mitglieder auf der geplanten Fachta-
gung im August 2018 mit den Praktiker*innen aus der Jugendhilfe und Justiz über die erzielten 
Ergebnisse und Erkenntnisse in einen regen Austausch zu gehen und landesweit für eine Teil-
nahme bzw. Unterstützung der Evaluation zu werben. Daneben bietet die Fachtagung ein erstes 
Forum für eine nachhaltige Verbreitung der gewonnen Erkenntnisse. Ein fachlich fundierter 
Qualitätsdiskurs um die Potentiale der Ambulanten Sozialpädagogischen Angebote kann so 
wieder entfacht und mit entsprechend neuen Erkenntnissen unterfüttert werden. Diesen gilt es 
im Weiteren in die verschiedenen Fachgremien und -veranstaltungen auf lokaler, Landes- und 
Bundesebene zu tragen. Die sehr gute Vernetzung der LAG und ihrer Mitglieder wird diesen 
Prozess der nachhaltigen Verwertung positiv beeinflussen. 
 
Wir danken abschließend allen Unterstützenden, die das Modellvorhaben ermöglichten. Dazu 
gehören insbesondere unsere Mitgliedsorganisatoren und Dr. Regine Drewiniak. Unser Dank 
geht auch an Herrn Schmalzl und an das Land Niedersachsen für die bereit gestellten Mittel. 
 
Der Vorstand der Landesarbeitsgemeinschaft Niedersachsen für Ambulante Sozialpädagogi-
sche Angebote nach dem Jugendrecht e.V. 
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1 Fragestellung 
 
Mit Ambulanten Sozialpädagogischen Angeboten für straffällig gewordene junge Men-
schen stellt die Jugendhilfe Alternativen zu den Freiheit entziehenden Sanktionen des 
Jugendgerichtsgesetzes (JGG) bereit. Die Angebote sind entstanden als Konsequenz 
aus der empirisch vielfach fundierten kriminologischen Erkenntnis, dass massivere Ju-
gendkriminalität in der Regel einher geht mit massiven persönlichen Belastungen und 
sozialen Benachteiligungen der Jugendlichen und Heranwachsenden. Entsprechend 
der Zielsetzung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) fokussieren die Leis-
tungen der Jugendhilfe den Abbau dieser Risikofaktoren und insbesondere die Ent-
wicklung von realistischen Teilhabeperspektiven. Im Vergleich mit den traditionellen, 
eher strafenden Sanktionen des JGG (v.a. Jugendarrest und Jugendstrafe) verfügen 
sie insofern über das höchste Potential, auch die spezialpräventive Zielsetzung des § 
2 JGG, erneuten Straftaten des jungen Menschen entgegenzuwirken, einzulösen (vgl. 
Drewniak, 2018). Mit der expliziten Erwähnung von Sozialen Trainingskursen und Be-
treuungsweisungen im JGG einerseits sowie Sozialer Gruppenarbeit, Betreuungshilfe 
und intensiver sozialpädagogischer Einzelbetreuung im SGB VIII andererseits hat der 
Gesetzgeber sich 1990 der Zielsetzung der Vermeidung des Freiheitsentzugs durch 
ambulante Jugendhilfeleistungen angeschlossen.1 
 
Der doppelte rechtliche Bezugsrahmen von Erziehungsmaßregeln nach dem JGG und 
Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII führt indessen zwangsläufig zu Spannungen, 
die die pädagogischen Fachkräfte vor hohe professionelle Anforderungen stellen (vgl. 
Trenczek & Goldberg, 2016): 
 
• Die öffentliche Jugendhilfe ist gemäß JGG in Jugendgerichtsverfahren obligatorisch 

zu beteiligen, hat aber darüber hinaus gemäß SGB VIII einen eigenständigen Hand-
lungsauftrag. Während die Entscheidungskompetenz über die konkrete Rechtsfolge 
allein das Jugendgericht inne hat, fällt die Entscheidung über die Gewährung von 
Jugendhilfeleistungen auch im Rahmen von Jugendgerichtsverfahren allein in die 
Verantwortung der öffentlichen Jugendhilfe (§ 36 a SGB VIII). 

• Die jugendgerichtliche Entscheidung folgt nicht immer dem Ergebnis der sozialpä-
dagogischen Diagnose der Jugendhilfe. Bei diagnostiziertem sozialpädagogischen 
Hilfebedarf werden die sozialpädagogischen Unterstützungsziele durch rein puni-
tive Sanktionen oder durch zusätzlich verhängten Freiheitsentzug gefährdet. 

• Die Partizipations- und Freiwilligkeitsmaxime der Kinder- und Jugendhilfe kollidieren 
mit dem Zwangskontext durch das Jugendgerichtsgerichtsverfahren, da die Teil-
nahme an den Angeboten üblicherweise durch das Jugendgericht angeordnet wird 
– und bei Nichtinanspruchnahme Freiheitsentzug droht. Die Gewinnung der Teil-
nahmebereitschaft der Jugendlichen/Heranwachsenden als Voraussetzung für ge-
lingende sozialpädagogische Unterstützungsleistungen wird durch den 

                                            
1 vgl. etwa die Begründungen von 1989 zum Ersten Gesetz zur Änderung des Jugendgerichtsgeset-
zes und zum Gesetz zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts (Deutscher Bundestag, 
1989a und 1989b) 
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Zwangskontext erschwert. 
• Für eine Beurteilung des Erfolgs der gewährten Jugendhilfeleistung sind unter-

schiedliche Parameter heranzuziehen. Hier alleine die Legalbewährung der Teil-
nehmenden zu betrachten, stellt eine nicht sachgerechte Verkürzung dar und wird 
weder den komplexen Entwicklungsprozessen der jungen Menschen noch der zeit-
lichen Befristung ihrer Teilnahme gerecht. 

• Nicht zuletzt erzeugen die öffentlichen, medialen und politischen Kriminalitätsdis-
kurse um die „Bekämpfung“ von Jugendkriminalität einen Legitimationsdruck, dem 
angesichts der vielfach unrichtigen, rein populistischen Annahmen und Forderun-
gen kaum standzuhalten ist und (nicht nur) den pädagogischen Fachkräften enorme 
zusätzliche Ressourcen abverlangt. 

 
Die Einlösung der Zielsetzung, durch sozialpädagogische Angebote für mehrfach auf-
fällige und mehrfach benachteiligte junge Menschen Freiheit entziehende Sanktionen 
zu vermeiden und die Entwicklung realistischer Teilhabeperspektiven zu fördern, ist 
folglich an eine Reihe von Voraussetzungen gebunden: 
 
(1) Die konzeptionelle Ausgestaltung der Angebote muss den individuellen Bedarfen 
der Zielgruppe entsprechen können und kontinuierlich überprüft und fortentwickelt 
werden. 
(2) Erforderlich sind entsprechend einrichtungsinterne und einrichtungsübergreifende 
Fachdiskurse. 
(3) Die qualifizierte Nutzung der Angebote durch die Jugendgerichte bedarf der konti-
nuierlichen Kooperation und Aushandlung zwischen pädagogischen Fachkräften und 
Jugendrichtern/innen sowie Jugendstaatsanwälten/innen. 
(4) Die Akzeptanz und adäquate Förderung der Angebote durch Politik und Öffentlich-
keit ist nur durch beständige Aufklärungsarbeit herzustellen und zu sichern. 
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2 Das Modellvorhaben 
 
Um diese Voraussetzungen zielführend kontinuierlich umsetzen und sicherstellen zu 
können, sind fundierte Informationen zur geleisteten Arbeit und ihren Ergebnissen von-
nöten. Die Transparenz der Ambulanten Sozialpädagogischen Angebote durch syste-
matische Evaluation wird seit deren Entstehung vor mehr als drei Jahrzehnten von 
Fachkreisen, Politik und Öffentlichkeit unaufhörlich eingefordert (statt vieler: Schüler-
Springorum, 1986), ist bis heute aber weitgehend nicht eingelöst.2 Die vielfach be-
schriebenen Probleme hinsichtlich Zielgruppe, adäquater Ausstattung und Ausgestal-
tung, interinstitutioneller Kooperation sowie letztlich qualifizierter Nutzung der Ange-
bote sind im Wesentlichen auf dieses Defizit zurückzuführen. Hier Abhilfe zu leisten ist 
das zentrale Anliegen dieses Modellprojekts. 
 
In Niedersachsen erscheinen die Bedingungen für ein solches Vorhaben besonders 
günstig: Bereits Ende der 1970er Jahre hat das Land Niedersachsen mit dem Uelzener 
Modellprojekt “Ambulante Sozialpädagogische Betreuung junger Straffälliger“ eine 
Vorreiterrolle übernommen. Nach den Ergebnissen der wissenschaftlichen Begleitstu-
die, die das Modellprojekt in entscheidender Hinsicht als erfolgreich beurteilte (Stein-
hilper, 1985), hat die Landesregierung die landesweite Ausbreitung entsprechender 
Angebote empfohlen und stellt seit 1986 eine Landesförderung bereit. 2018 werden 
insgesamt 57 Träger durch das Land Niedersachsen gefördert. Seit 1986 besteht 
durch das Engagement der Landesarbeitsgemeinschaft Niedersachsen für Ambulante 
Sozialpädagogische Angebote nach dem Jugendrecht e.V. (LAG) eine etablierte Kom-
munikationsstruktur, die den fachlichen Austausch, Qualitätsdiskurse sowie die konti-
nuierliche Fortentwicklung von Qualitätsstandards durch die Mitgliedseinrichtungen 
fördert und sichert. Die Expertise der LAG wird seitens der Landespolitik und der Mi-
nisterien seit langem genutzt. Die LAG vertritt derzeit insgesamt 30 Mitgliedseinrich-
tungen überwiegend freier Träger der Jugendhilfe. Das Land Niedersachsen hat den 
ambulanten Qualitätsdiskurs bereits in den 1990er Jahren durch die Förderung zweier 
Untersuchungen unterstützt (Drewniak, 1996; Brakhage & Drewniak, 1999). 
 
 

2.1 Vorarbeiten 
 
2010 hat die LAG eine Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern aus den Mit-
gliedseinrichtungen beauftragt, ein Evaluationsinstrument zu entwickeln, mithilfe des-
sen in den Einrichtungen systematische Daten zu den Ambulanten Sozialpädagogi-
schen Angeboten erfasst werden können. Gleichzeitig sollen jene Daten, die in den 
jährlich vom Landesjugendamt angeforderten standardisierten Sachberichten als Teil 
des Verwendungsnachweises der Landesförderung – im Folgenden als Sachbericht 
bezeichnet – erfragt werden, enthalten sein, um für die Einrichtungen den andernfalls 

                                            
2 Mit einer diesem Modellvorhaben ähnlichen Zielsetzung liegt eine qualitative Evaluationsstudie zu 
den Sozialen Trainingskursen in Bremen vor (vgl. Bremer Institut für Soziale Arbeit und Entwicklung 
e.V., 2014). 
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entstehenden Doppelaufwand zu vermeiden. Die neue inhaltliche Struktur des Erhe-
bungsinstruments soll zudem eine Überprüfung bzw. Neukonzeption der künftigen 
Sachberichterstattung ermöglichen. 
 
Erste Erprobungen zur Praktikabilität hinsichtlich zeitlichem Aufwand, konkreter An-
wendung, Auswertungsmöglichkeiten und Erkenntnisgewinn sind vorab erfolgt. Die 
Zwischenergebnisse wurden regelmäßig allen Mitgliedseinrichtungen präsentiert und 
gemeinsam diskutiert. Auf dieser Grundlage wurde das Instrument kontinuierlich fort-
entwickelt. Nach dieser ausführlichen Vorbereitungsphase liegt nunmehr ein Instru-
ment vor, das in den Einrichtungen implementiert werden kann. Die Beteiligung der 
Mitgliedseinrichtungen in allen Phasen der Entwicklungsarbeiten war zentrale Voraus-
setzung für die Akzeptanz und Teilnahmebereitschaft der Träger und Fachkräfte. Eine 
externe fachliche Beratung haben Prof. Dr. Theresia Höynck, Universität Kassel, sowie 
Bernd Holthusen, Deutsches Jugendinstitut München zugesagt.  
 
 

2.2 Das Evaluationsinstrument 
 
Mithilfe des Evaluationsinstruments werden individuelle Teilnahmeverläufe dokumen-
tiert, in weitgehend standardisierter Form. Die Entwicklung der einzelnen Items orien-
tiert sich an der zentralen Fragestellung: Wem wird warum welche konkrete Unterstüt-
zungsleistung angeboten mit welchem Ziel und welchem Ergebnis? Das Erkenntnisin-
teresse erstreckt sich hierbei ausdrücklich auch auf die Beurteilung der Teilnahme 
durch die Teilnehmenden selbst. Die zur Beantwortung dieser Fragen im Wesentlichen 
zu erfassenden Informationen sind Tabelle 1 zu entnehmen. 
 
Tabelle 1: zentrale Gegenstandsbereiche des Evaluationsinstruments 
Fragestellung Gegenstandsbereich erfasste Informationen 
wer? soziodemografische Da-

ten/sozialer Status der 
Teilnehmenden 

Geschlecht, Alter, Migration, Wohnsituation, 
materielle Versorgung, Bildungsstatus 

warum? Teilnahmezugang/ 
Teilnahmeanlass 

Zugangsentscheidung, Partizipation 
Verfahrenserledigung, Straftat, Vorauffälligkeit, 
zusätzliche Sanktionen 
individueller Hilfebedarf, Erfahrung mit Unter-
stützungssystemen 

was? Teilnahmeverlauf Teilnahmeform, Umfang/Dauer 
Teilnahmebereitschaft, Interventionen 
Unterstützungsleistungen 

mit welchem 
Ziel? 

individuelle Teilnahme-
ziele 

vereinbarte Hilfeziele 
 

mit welchem 
Ergebnis? 

Teilnahmeerfolg Erfüllung der Teilnahme, Teilnahmefortsetzung 
Bearbeitungsstatus der Hilfeziele 
erneute Straffälligkeit 
Beurteilung durch die Teilnehmenden 
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2.3 Implementierung des Evaluationsinstruments 
 
Für die technische Umsetzung der Implementierung des Evaluationsinstruments ist 
eine Datenbanklösung vorgesehen. Den Einrichtungen wird eine Desktop-Anwendung 
zur Verfügung gestellt, die mit der einrichtungsinternen Klienten- und Vorgangsverwal-
tung korrespondiert. Angezielt wird so die insgesamt einheitliche Dateneingabe sowie 
einfach zu handhabende Auswertungsmöglichkeiten sowohl einrichtungsintern als 
auch einrichtungsübergreifend. Über den Datenexport mittels Schnittstellen kann auf 
ein vorbereitetes Auswertungstool zugegriffen werden. 
 
Mit der Entwicklung und Installation der Datenbanklösung wird ein externes Compu-
tersysteme-Unternehmen (WIZARD, ausgeführt durch Thomas Schmalzl) beauftragt, 
das bereits in der Instrumentenentwicklungsphase beteiligt war. Die wissenschaftliche 
Begleitung der Durchführung, Auswertung und Berichterstattung wird von Dr. Regine 
Drewniak übernommen. 
 
Personenbezogene Daten, die Rückschlüsse auf die teilnehmenden Jugendlichen und 
Heranwachsenden ermöglichen, verbleiben grundsätzlich in den Einrichtungen, alle 
einrichtungsübergreifenden Datenexporte orientieren sich an den datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen und erfolgen grundsätzlich anonymisiert. Extern beteiligte Perso-
nen (Schmalzl, Drewniak) werden auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Be-
stimmungen verpflichtet. 
 
 

2.4 Zeitlicher Ablauf des Modellprojekts 
 
Die Laufzeit des Modellprojekts betrug zwei Jahre und acht Monate. 
 
Nach der Klärung noch verbleibender Detailfragen in Hinblick auf das Evaluations-
instrument, die verfügbaren Auswertungsmöglichkeiten und die technische Umset-
zung folgten die Entwicklung der Datenbanklösung und die Installation in den Einrich-
tungen. Im Rahmen einer Informationsveranstaltung wurden die (auch zunächst po-
tentiell) teilnehmenden Einrichtungen in die konkrete Anwendung eingeführt. Auftre-
tende Vorbehalte, die einer Teilnahme zunächst im Wege stehen könnten, wurden zu 
klären versucht. In einem anschließend zu entwickelnden Manual, das durch die Hand-
habung der Dateneingabe führt, sollten nicht zuletzt die auch hier aufkommenden Fra-
gen aufgenommen und beantwortet werden. 
 
Den Einrichtungen stand anschließend ein hinreichender und unbedingt erforderlicher 
Erprobungszeitraum zur Einübung in die Anwendung des Evaluationsinstruments zur 
Verfügung. Die in diesem Zeitraum gesammelten Erfahrungen und Rückmeldungen 
konnten zugleich zur Einwerbung der Teilnahme weiterer Einrichtungen genutzt wer-
den. Die auch retrospektive Dateneingabe für das entsprechende Kalenderjahr wurde 
den erprobenden Einrichtungen freigestellt, da dies durchaus mit Vorteilen hinsichtlich 
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zu erstellender interner Jahresberichterstattungen verbunden war. Nachbesserungen 
am Instrument sowie den Auswertungsmöglichkeiten konnten erfolgen. 
 
Alle am Modellprojekt letztlich teilnehmenden Einrichtungen erfassten die Teilnahme-
verläufe der Jugendlichen und Heranwachsenden für das gesamte Folgejahr 2017. 
Die seitens der Einrichtungen erwünschte fachliche Begleitung und Beratung sowie 
Informationssammlung zu auftretenden Fragen und Problemen wurde parallel sicher-
gestellt. Nach Abschluss dieser Datenerfassung mussten Datenkontrolle und ggf. Da-
tenkorrektur erfolgen. Erste Auswertungen wurden für eine zunächst LAG-interne Be-
richterstattung präsentiert. Den Mitgliedseinrichtungen wurden die Ergebnisse vorge-
stellt und insbesondere die Erfahrungen und Bewertungen aus den Einrichtungen, die 
am Modellprojekt teilgenommen haben, gesammelt und diskutiert. Die Ergebnisse sind 
in die Endberichterstattung eingeflossen. 
 
Von besonderer zusätzlicher Bedeutung für das Modellvorhaben ist die Rückkoppe-
lung der erzielten Ergebnisse in Jugend(gerichts)hilfe und Jugendgerichtsbarkeit. 
Hierzu sollen im Rahmen des Fachtags Praktikerinnen und Praktikern aus Jugendhilfe 
und Justiz eingebunden werden zur gemeinsamen Beratung der Ergebnisse sowie ih-
rer praktischen Konsequenzen.  
 
Auf der Grundlage aller Modellprojekt-Erfahrungen und -Ergebnisse soll das Evalua-
tionsinstrument fortentwickelt und für künftige Anwendungen weiterhin zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
 

2.5 Nachhaltige Verwertung 
 
Die Ergebnisse aus dem Modellprojekt sollten einen Beitrag leisten, dem weithin be-
anstandeten Informationsdefizit zu den Ambulanten Sozialpädagogischen Angeboten 
abzuhelfen. Bereits in der Modellphase wurden umfangreiche Daten generiert, die den 
Professionalitätsdiskurs innerhalb der Jugendhilfe sowie auch mit der Justiz vorantrei-
ben werden können. Erstmals werden systematische Erkenntnisse zu den Potentialen 
der spezialisierten Angebote und ihren Voraussetzungen einerseits, den Hindernissen 
und Grenzen sowie ihren Gründen andererseits zur Verfügung stehen. Gerade auch 
für die Fachdiskurse in der Jugendstrafrechtspflege sind diese Informationen unerläss-
lich.  
 
Mit dem Modellprojekt sollten folglich die zentralen Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, die Potentiale der Ambulanten Sozialpädagogischen Angebote für straffällig 
gewordene junge Menschen auszuschöpfen, effiziente Reaktionen im Rahmen von 
Jugendgerichtsverfahren voranzutreiben und nachhaltige Wirkungen für die Teilhabe-
möglichkeiten der jungen Menschen zu erzielen. 
 
Nicht zuletzt werden fundierte Informationen zu der Akzeptanz des Einsatzes des 
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Evaluationsinstruments seitens der Träger und der pädagogischen Fachkräfte gewon-
nen. Die Gründe für zu erwartende Vorbehalte sowie Möglichkeiten und Grenzen für 
deren Behebung werden relevante Hinweise für die Gewinnung der Teilnahmebereit-
schaft der Jugendhilfeeinrichtungen geben. Auf dieser Grundlage wird die Planung ei-
ner weiteren Ausdehnung der evaluativen Praxis auf Landes- und letztlich Bundes-
ebene möglich. 
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3 Durchführung 
 
Die Laufzeit des Modellvorhabens erstreckte sich auf den Zeitraum vom 01.01.2016 
bis 31.08.2018. 
 
 
3.1 Entwicklung der Datenbank 
 
Im Jahr 2016 erfolgten die umfangreichen Vorarbeiten für die Programmentwicklung 
der Datenbanklösung. Erforderlich waren hierzu insbesondere kontinuierliche Klärun-
gen von noch verbleibenden Detailfragen in Hinblick auf die finale Version des Evalu-
ationsinstruments sowie der konkreten programmiertechnischen Umsetzung des Fra-
gebogens und der Programmierungen für das Auswertungstool. 
 
Die Fortentwicklung der Desktopanwendung und Behebung weiterhin auftauchender 
Probleme erfolgten in enger Absprache zwischen Frau Dr. Drewniak, Herrn Schmalzl 
und der LAG. Da Rückfragen bei mitwirkungsinteressierten Einrichtungen nur wenige 
Hinweise auf Unklarheiten zum Antwortverhalten bei den einzelnen Fragen ergab, wur-
den diese Hinweise in das Evaluationsinstrument in Form von Hilfetexten bei den be-
treffenden Fragen ergänzt. Auf die Erstellung eines gesonderten Manuals wurde inso-
fern verzichtet. 
 
Im Juni 2016 wurde den LAG-Mitgliedseinrichtungen im Rahmen einer Auftaktveran-
staltung eine erste Version der Desktopanwendung der Verwaltungsdatenbank (Ein-
richtungs- und Klienten- und Vorgangsverwaltung, Dokumentenmanagement, Frage-
bogen) vorgestellt. Im Oktober 2016 fand eine Schulungsveranstaltung für die LAG-
Mitgliedseinrichtungen statt. Durch die Firma WIZARD bereitgestellte Arbeitsplatz-
rechner ermöglichten den Teilnehmenden, die Verwaltungsanwendungen sowie den 
Fragebogen auszutesten. Detaillierte Hinweise zur Installation des Programms in den 
Einrichtungen wurden besprochen. 
 
Im November 2016 hat WIZARD den Einrichtungen das Programm "LAG-Fragebogen" 
in der BETA-Version zum Download und erstem Testen bereitgestellt mit Anweisun-
gen zu Anmeldung sowie zum Zugriff auf Installationshilfen, dem Download der erfor-
derlichen Programme, Supportvideos zur Installation und Bedienung sowie Support-
anfragen. 
 
Im Dezember 2016 schließlich wurde das Programm "LAG-Fragebogen" in der Version 
"Release 1“ für die Einrichtungen zum Download bereitgestellt. Diese Version wurde 
nachfolgend nur noch durch Updates erweitert/verbessert, damit erfasste Daten bei 
weiteren Updates erhalten bleiben. Die Lösung von wiederholt auftauchenden pro-
grammiertechnischen Problemen war dabei mit einem erheblichen (nicht vorab 
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absehbaren) Zeitaufwand verbunden.3 
 
Für die Sachberichterstattung an das Land sollte aus den eingegebenen Daten (Vor-
gängen) die automatische Ermittlung der jeweiligen Werte (Anzahlen) ermöglicht und 
in die im Programm integrierte Sachberichtsvorlage übertragen werden. Durch Frau 
Dr. Drewniak wurden die Programmiervorgaben für die aus den eingegebenen Daten 
zu generierenden Werte für den Sachbericht definiert (pseudo-codes) und durch Herrn 
Schmalzl programmiert. Diese nicht unerheblichen Vorarbeiten haben sich bis Februar 
2017 hingezogen. 
 
 
3.2 Support für die mitwirkenden Einrichtungen 
 
Sowohl für die Grundinstallation der Datenbank als auch für die Installation der Up-
dates durch die mitwirkenden Träger war ein umfangreicher und kontinuierlicher tech-
nischer Support erforderlich, der überwiegend durch Herrn Schmalzl und Herrn Kretzer 
(LAG) erfolgte, per Telefon und/oder per Fernwartung. Viele der auftauchenden Fra-
gen und Unklarheiten, insbesondere auch die Dateneingabe betreffend, konnten so 
größtenteils geklärt werden. Mit regelmäßigen Newslettern für die Träger sollte bis An-
fang 2018 sichergestellt werden, dass die Daten fristgerecht für die Verarbeitung ex-
portiert werden. 
 
Die Teilnahme einiger mitwirkungsbereiter Einrichtungen scheiterte dennoch an un-
überwindlichen Hürden wie Kompatibilitätsproblemen (ausschließliche Nutzung von 
Appleprodukten), komplette EDV-Umstellung in der Einrichtung und personellen Res-
sourcen sowie nicht abschließend zu klärenden datenschutzrechtlichen Fragen.  
 
Bereits in dieser Phase kam es infolge von Programmierfehlern zu (zum Teil erhebli-
chen) Datenverlusten, die verständlicherweise zu einigem Unmut in den Einrichtungen 
geführt haben; erneute Dateneingaben waren erforderlich, von welchen allerdings (ins-
besondere wenn eine Vielzahl von Vorgängen betreffend) zuweilen abgesehen wer-
den musste. 
 
 
3.3 Fragebogenexport 
 
Der Export der in den Einrichtungen erfassten Fragebögen für die Datenauswertung 
konnte Ende Februar 2018 beendet werden. Letztlich haben sich 15 Einrichtungen 
beteiligt. Wie schon im Rahmen der Updates ist es auch beim Export der Daten zu 
Datenverlusten gekommen. Die Ursachen hierfür konnten bislang nicht abschließend 
aufgeklärt werden. 

                                            
3 Im April 2017 erfolgte ein Wechsel von Herrn Schmalzl von der Firma WIZARD zu com-systems. 
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3.4 Auswertung der Daten und Sachberichterstellung 
 
Für die Auswertung der Daten durch die Einrichtungen sowie die wissenschaftliche 
Begleitung waren erhebliche Vorarbeiten erforderlich. Nicht verfügbar waren Rohda-
tensätze, die etwa mit üblichen Statistikprogrammen ausgewertet werden könnten. 
Jede einzelne Auswertung musste als gesonderte Datenabfrage jeweils vorab pro-
grammiert werden. Die Datenabfragen erstrecken sich auf die Grundauswertung der 
Daten. Weitere differenzierte Auswertungen, etwa die Betrachtung spezieller Merk-
male oder Untergruppen, müssen künftigen Vorhaben vorbehalten bleiben. 
 
Die automatisierte Erstellung der Sachberichte der Einrichtungen für die Berichterstat-
tung ans Land schien zunächst nicht zu funktionieren: eine Reihe von Einrichtungen 
meldete zurück, dass die Automatisierung fehlerhafte Zahlen generiere; die eigenen 
einrichtungsinternen Erhebungen führten zu anderen Zahlen, die in der Regel höher 
lagen. Überprüfungen mit einzelnen Einrichtungen und insbesondere ein intensiver 
Prüfprozess mit einer Einrichtung unter Beteiligung von Herrn Schmalzl, Frau Dr. 
Drewniak und Herrn Kaufmann (LAG) gelangten zu folgenden Ergebnissen: 
 
• Die erfolgten Programmierungen sind (mit Ausnahme einer Zahl) fehlerfrei; 
• Unklarheiten bestehen bei der Definition der „Pflichtteilnehmer“, die in der Folge zu 

Differenzen führen; 
• Summenbildungen innerhalb von Fragekomplexen führen dann nicht zur erfassten 

Gesamtsumme, wenn auch andere, im Sachbericht nicht erfasste Unterantworten 
möglich waren (wie z.B. „nicht bekannt“, „keine Angabe“); 

• die differenziertere Erfassung der Angebotsarten im Fragebogen führt dazu, dass 
beispielsweise die Teilnehmenden an speziellen Gruppenangeboten in der Rubrik 
Soziale Gruppenarbeit/Soziale Trainingskurse nicht gezählt werden (stattdessen 
unter „sonstige Angebote“); 

• Teilnehmer/innen, die nach absolvierter Weisung weiter die Angebote in Anspruch 
nehmen, werden bei der Automatisierung nicht gezählt; 

• die zunehmende Anzahl an Teilnehmenden, die über Ordnungswidrigkeitsverfahren 
(und nicht geleisteter Arbeitsleistungen) zur Arrestvermeidung in die Einrichtungen 
gelangen, werden bislang nicht berücksichtigt. 

 
Insbesondere um den Aufwand der tatsächlich geleisteten Arbeit in der Sachbericht-
erstattung abzubilden, wären diese Aspekte künftig aufzugreifen. 
 
 
3.5 Offene Befragung der Träger 
 
Schließlich erfolgte Anfang 2018 zusätzlich eine offene Befragung der LAG-
Mitgliedseinrichtungen. Per E-Mail wurden die pädagogischen Fachkräfte zu den för-
derlichen oder hinderlichen Rahmenbedingungen ihrer Arbeit befragt. Darüber hinaus 
wurden alle Einrichtungen, die an dem Modellvorhaben teilgenommen haben, um 



 

 

13 

Rückmeldungen zu den positiven und negativen Erfahrungen ihrer Mitwirkung gebe-
ten. An dieser Befragung haben sich insgesamt 15 Träger beteiligt. 
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4 Ergebnisse 
 
4.1 Ergebnisse der Datenauswertung 
 
An dem Modellprojekt haben sich 15 Einrichtungen beteiligt und insgesamt 859 aus-
wertbare Fragebögen (Vorgänge bzw. Teilnahmen) exportiert. 
 
Eingang in die Auswertungen finden alle Vorgänge, die (1) straffällig gewordene Ju-
gendliche und Heranwachsende betreffen, d.h. die im Rahmen eines Jugendgerichts-
verfahrens aus Anlass einer Straftat Zugang zu den Einrichtungen der Ambulanten 
Angebote gefunden haben und (2) im Jahr 2017 teilgenommen haben.4 Für diese 
Gruppe gehen insgesamt 723 Vorgänge in die Auswertung ein. 
 
Die Vorgänge weisen unterschiedliche Zeitpunkte des Teilnahmebeginns und des – 
wenn bereits vorhanden – Teilnahmeendes auf (vgl. Abb. 1). Bei 12 Vorgängen reicht 
der Teilnahmebeginn bis in das Jahr 2015 zurück, 235 Vorgänge beginnen im Jahr 
2016 und 476 Vorgänge im Jahr 2017. Insgesamt 600 Vorgänge enden im Jahr 2017, 
insgesamt 61 Vorgänge enden im Jahr 2018 und insgesamt 62 Vorgänge waren zum 
Zeitpunkt des Datenexports noch nicht beendet. 
 

 
 

                                            
4 Unberücksichtigt bleiben müssen hier jene Jugendliche und Heranwachsende, die aus anderen An-
lässen an den Angeboten teilgenommen haben: 
freiwillige Teilnahme aufgrund eines Angebots nach §§ 27 SGB VII (n = 12) 
freiwillige Weiterteilnahme nach erfüllter Weisung (n = 18) 
freiwillige Teilnahme als Freund/Freundin o.ä. von Pflichtteilnehmer/in (n = 14) 
OWI-Verfahren wegen Schulverweigerung (n = 73) 

Teilnahmezeitraum        
 

2015      2016      2017      2018 
 

I-------------------------------------------------I 
 

        I------------------------I 
 
        I----------------------------------------------I  
 
        I--------------------------------------------------- 
 
            I-------------------I 
 
               I---------------------I  
 
               I--------------------------  
 

 
 
Anzahl 
 

12 
 

226 
 

4 
 

5 
 

362 
 

57 
 

57 

Abb. 1: Vorgänge nach Teilnahmezeitraum (N=723) 
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Die nun folgende Darstellung der Auswertungsergebnisse erfolgt entlang der zentralen 
Fragestellung: Wer nimmt warum an welchen konkreten Angeboten teil mit welchem 
Ziel und welchem Ergebnis? Die Ergebnisse werden zunächst weitgehend unkom-
mentiert dargestellt; eine kritische Würdigung folgt in Teil 5. Da die Anzahl der gültigen 
Werte von Frage zu Frage variieren, wird in den Abbildungen jeweils die Gesamtzahl 
der in die Auswertung eingegangenen Vorgänge angegeben. 
 
 
4.1.1 Wer? Die teilnehmenden Jugendlichen und Heranwachsenden 
 
Der typische Teilnehmer in den beteiligten Einrichtungen ist ein männlicher, 18-jähri-
ger Heranwachsender: 81% (n=584) der Teilnehmenden sind männlich, 19% (n = 139) 
sind weiblich. Die Teilnehmenden sind zwischen 14 und 22 Jahre alt (vgl. Abb. 2), das 
Durchschnittsalter beträgt 17,5 Jahre, der Median liegt bei 18 Jahren. 
 

 
Abb. 2: Alter der Teilnehmenden zum Teilnahmebeginn 

 
 
Die Mehrheit der Jugendlichen und Heranwachsenden (81%, n = 549) besitzt die deut-
sche Staatsangehörigkeit (vgl. Abb. 3). Von den Teilnehmenden mit nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit betrifft diese in 5% (n = 31) EU-Länder, in 13% (n = 87) sonstige 
Staaten; staatenlos sind 1% (n = 4). 
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Abb. 3: Staatsangehörigkeit der Teilnehmenden zum Teilnahmebeginn 

 
Die Frage eines Migrationshintergrunds wurde erfasst über Zuwanderungserfahrun-
gen der Teilnehmenden in der ersten, zweiten oder dritten Generation.5 Insgesamt 446 
(67%) der Teilnehmenden weisen keinen Migrationshintergrund auf. Bei 6% (n = 41) 
wurde die Frage des Migrationshintergrunds als nicht bekannt angegeben. Von den 
174 Jugendlichen und Heranwachsenden mit Migrationshintergrund (26%) sind 6% (n 
= 43) aus (spät-)ausgesiedelten Familien und 20% (n = 131) sonstige Zugewanderte. 
Letztere weisen zu 59,5 % (n = 78) eine sichere Bleibeperspektive bzw. ein Aufent-
haltsrecht auf, zu 23,7% (n = 31) eine vorläufige Bleibeperspektive und 16,8% (n = 22) 
keine oder eine ungeklärte Bleibeperspektive (vgl. Abb. 4). 

 
Abb. 4: Migrationshintergrund und Bleibeperspektive zum Teilnahmebeginn 

 
 
                                            
5 In Anlehnung an die Definition das Bundesamts für Migration und Flüchtlinge bzw. des Statistischen 
Bundesamts (Zensus). 
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Die überwiegende Mehrheit der Jugendlichen und Heranwachsenden (68,3%, n = 461) 
wohnen zum Teilnahmebeginn bei ihren Eltern bzw. Sorgeberechtigten, 3,6% (n = 24) 
bei Verwandten. 10,7 % (n = 72) leben in eigener Wohnung, 4,7% (n = 32) mit/bei 
Partner oder Partnerin, 1,3% (n = 9) in einer Wohngemeinschaft und 1% (n = 7) bei 
Freunden oder Bekannten. 5,3% (n = 36) wohnen im Rahmen einer Jugendhilfeleis-
tung, 0,9% (n = 6) in einer Erziehungsstelle bzw. Pflegefamilie. 3,3% (n = 22) der Teil-
nehmenden sind zum Zeitpunkt des Teilnahmebeginns wohnungslos (vgl. Abb. 5) 
 

 
Abb. 5: Wohnsituation zum Teilnahmebeginn 

 
Die materielle Versorgung zum Teilnahmebeginn erfolgt bei über der Hälfte der Teil-
nehmenden (57,4%; n = 390) durch die Eltern bzw. einen Elternteil, bei 4,1% (n = 28) 
durch Verwandte. 17,4% (n = 118) der Jugendlichen und Herwanwachsenden haben 
eigene Einkünfte. 20,3% (n = 138) sind auf Arbeitslosengeld II, 0,7 % (n = 5) auf Ar-
beitslosengeld I angewiesen. Ausbildungsförderung (Berufsausbildungsbeihilfe(BAB) 
oder BaFöG) erhalten 0,9% (n = 6) (vgl. Abb. 6). 

 
Abb. 6: Materielle Versorgung zum Teilnahmebeginn 
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Zum Teilnahmebeginn sind insgesamt 41% (n = 272) der Jugendlichen und Heran-
wachsenden schulpflichtig. Die im Rahmen der Schulpflicht zu besuchende Schulform 
ist bei 22,4% (n = 61) der Teilnahmenden die Hauptschule, bei 12,5% (n = 34) die 
Oberschule, bei 8,8% (n = 24) die Realschule, bei 8,8% (n = 24) die Förderschule, bei 
3,0% (n = 8) die Gesamtschule, bei 2,2% (n = 6) das Gymnasium. 7,4% (n = 20) be-
suchen die Gewerbe- oder Berufsschule, 3,3% (n = 9) die Fach(ober)schule. Eine die 
Schulpflicht erfüllende Bildungseinrichtung ist bei 4% (n = 11) der Teilnehmenden die 
Schulform (vgl. Abb. 7). 
 

 
Abb. 7: Im Rahmen der Schulpflicht zu besuchende Schulform 

 
 
Nicht mehr schulpflichtig sind zum Teilnahmebeginn 59% (n = 386) der Heranwach-
senden. Die deutliche Mehrheit der Teilnehmenden ist mit 42,2% (n = 163) ohne Be-
schäftigung, 4,7% (n = 18) gehen Gelegenheitsjobs, 2,9% (n = 11) Arbeitsgelegenhei-
ten nach. 19,2% (n = 74) befinden sich in Ausbildung, 7,3% (n = 28) sind berufstätig, 
0,8% (n = 3) absolvieren ein Praktikum. Eine Gewerbe- bzw. Berufsschule besuchen 
3,4% (n = 13), eine Fach(ober)schule 1,3% (n = 5). 3,9% (n = 15) befinden sich im 
Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) oder einer Berufseinstiegsklasse (BEK), 2,3% (n = 9) 
absolvieren einen Realschulabschlusskurs, 1% (n = 4) einen Hauptschulabschluss-
kurs (vgl. Abb. 8). 
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Abb. 8: Beschäftigungsstatus der nicht mehr schulpflichtigen Teilnehmenden 

 
48,7% der Teilnehmenden (n = 329) sind zum Teilnahmebeginn (noch) ohne Schulab-
schluss (vgl. Abb. 9). Über einen Hauptschulabschluss verfügen 29% (n = 196), über 
einen Realschulabschluss 13,8%, über einen Förderschulabschluss 4,9% (n = 33) der 
Teilnehmenden. Die Fachhochschul- oder Hochschulreife haben insgesamt 6 Teilneh-
mende erlangt (0,9%). 
 
  

 
Abb. 9: Schulabschluss zum Teilnahmebeginn 
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Angebote gefunden. Bei der überwiegenden Mehrheit der Teilnehmenden (75%; n = 
508) endete das Verfahren mit einer Weisung gemäß § 10 JGG. In 18% der Fälle (n = 
120) erging eine Diversionsentscheidung gemäß §§ 45 oder 47 JGG, bei 6% (n = 38) 
erfolgte eine Weisung oder Auflage in Verbindung mit einer Jugendstrafe zur Bewäh-
rung. In lediglich 3 Fällen endete das Verfahren mit einer Auflage gemäß § 15 JGG 
(vgl. Abb. 10). 
 

 
Abb. 10: Art der Verfahrenserledigung/Zuweisungsentscheidung 

 
In der weit überwiegenden Mehrheit der Jugendgerichtsverfahren (91,2%; n = 651) 
erging die Entscheidung durch ein Amtsgericht. 10,1% (n = 72) der Verfahren wurden 
durch die Staatsanwaltschaft, 1,4% (n = 10) der Verfahren durch das Landgericht ent-
schieden. In 26,9% (n = 192) der Jugendgerichtsverfahren wird das Jugendamt als 
über die Teilnahme (mit-)entscheidende Institution angegeben (vgl. Abb. 11). 
 

 
Abb. 11: Institutionen, die die Teilnahmeentscheidung getroffen haben 
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In 65% (n = 450) der Fälle ist die Teilnahmeentscheidung mit den Teilnehmenden 
und/oder der Einrichtung vorab geklärt worden. Die Jugendlichen und Heranwachsen-
den wurden in 58,3% der Verfahren (n 405) an der Teilnahmeentscheidung beteiligt, 
die Einrichtungen in der Hälfte der Verfahren (50,1%; n = 348). In 35% der Verfahren 
(n = 245) erfolgte weder eine Vorabklärung mit den Teilnehmenden, noch mit der Ein-
richtung und in 41,7% der Verfahren (n = 290) keine Vorabklärung über die Teilnahme 
mit den Jugendlichen und Herwanwachsenden selbst (vgl. Abb. 12). 
 

 
Abb. 12: Beteiligung der Teilnehmenden und/oder der Einrichtung an der Teilnahmeentschei-
dung 

 
 
69,7% (n = 463) der Jugendlichen und Heranwachsenden hatten bislang keinen Kon-
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weils 8,5% der Jugendlichen und Heranwachsenden (n= 17), frühere Kontakte auf An-
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Abb. 13: frühere Kontakte der Teilnehmenden zur Einrichtung 

 
Bei der überwiegenden Mehrheit der Jugendlichen und Heranwachsenden (92,9%, n= 
611) erfolgte der Teilnahmebeginn nach der justiziellen Entscheidung, 7,1% (n = 47) 
der haben zum Zeitpunkt der justiziellen Entscheidung bereits mit der Teilnahme an 
Angeboten der Einrichtung begonnen. In diesen Fällen erfolgte zu 61,7% eine Wei-
sung zur Weiterteilnahme (n = 29), zu 23,4% eine der bisherigen Teilnahmedauer ent-
sprechende Weisung (n = 11); in 14,9% der Fälle wurde die schon begonnene Teil-
nahme bei der justiziellen Entscheidung nicht berücksichtigt (vgl. Abb. 14). 
 

 
Abb. 14: Teilnahmebeginn und justizielle Berücksichtigung 

 
Bei über der Hälfte der Jugendlichen und Heranwachsenden betrafen die Straftaten, 
die Anlass für die aktuelle Teilnahme-/Zuweisungsentscheidung waren, Diebstahls- o-
der Körperverletzungsdelikte (54%; n = 181). Am häufigsten wurden Köperverletzung 
(21,2%; n = 143) und einfacher Diebstahl/Unterschlagung (19,6%; n = 132) 
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angegeben. Schwere oder gefährliche Körperverletzung war in 5,9% der Fälle, schwe-
rer Diebstahl in 7,3% der Fälle die betreffende Straftat. Straßenverkehrsdelikte wurden 
in 15,4% (n = 104) der Verfahren angegeben, Verstöße gegen das Betäubungsmittel-
gesetz in 15,1% (n = 102) der Verfahren. Alle übrigen Delikte wurden vergleichsweise 
seltener angeführt (vgl. Abb. 15).6 
 

 
Abb. 15: Straftaten bei aktueller Zuweisungsentscheidung 

 
Etwas über die Hälfte der Jugendlichen und Heranwachsenden sind strafrechtlich vor-
auffällig (51%; n = 344)), 34% (n = 232) weisen keine früheren Strafverfahren auf. Für 
15% der Teilnehmenden (n = 98) konnten die pädagogischen Fachkräfte zur Frage 
der Vorauffälligkeit keine Angaben machen (vgl. Abb. 16). 
 

 
Abb. 16: Gab es schon frühere Strafverfahren gegen sie/ihn? 

                                            
6 Unter „sonstige“ Straftaten wurde eine Vielzahl unterschiedlicher Delikte angeführt, häufiger betraf 
dies „Verstoß gegen das Waffengesetz“ oder „Waffenbesitz“, „Falschaussage“ oder „falsche Verdäch-
tigung“, „Vortäuschen einer Straftat“ oder „Brandstiftung“. 
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Bei 16% der Teilnehmenden (n = 110) sind zum Teilnahmebeginn weitere Strafverfah-
ren anhängig, bei 65% (n = 440) ist dies nicht der Fall. Nicht bekannt ist dies den 
pädagogischen Fachkräften bei 19% (n = 124) der Teilnehmenden (vgl. Abb. 17). 
 

 
Abb. 17: Sind zum Teilnahmebeginn noch weitere Strafverfahren anhängig? 

 
Bei 61% der Jugendlichen und Heranwachsenden (n = 405) erstreckt sich die justizi-
elle Entscheidung allein auf die Teilnahme an den Angeboten der Einrichtung. In 39% 
der Fälle (n = 259) wurde mindestens eine zusätzliche Sanktion verhängt (vgl. Abb. 
18). 
 

 
Abb. 18: Anzahl zusätzlicher Sanktionen (neben der Teilnahmeentscheidung) 

 
Am häufigsten betrafen die zusätzlichen Sanktionen die Arbeitsleistung, die in einer 
anderen Einrichtung zu erbringen ist, als Arbeitsweisung (21,5%; n = 72) oder Arbeits-
auflage (19,4%; n = 65). Zu zusätzlichem Jugendarrest wurden 15,9% (n = 53) der 
Teilnehmenden verurteilt, davon 8,4% zu Kurz- oder Freizeitarrest und 7,5% zu Dau-
erarrest. Zu einer Jugendstrafe zur Bewährung wurden 8,4% (n = 28) verurteilt, der 
parallel verhängte sog. „Warnschussarrest“ gem. § 16a JGG wurde in nur einem Fall 
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angegeben. Eine Geldauflage wurde bei 7,8% (n = 26) zusätzlich verhängt. Regelmä-
ßig die Schule zu besuchen (2,1%), einen Täter-Opfer-Ausgleich anzustreben (0,9%) 
oder an einem Verkehrsunterricht teilzunehmen (0,6%) wurden relativ selten genannt 
(vgl. Abb. 19). Bei den unter „sonstiges“ angegebenen zusätzlichen Sanktionen sind 
am häufigsten angeführt „Führerscheinentzug/-sperre“ und Besuch einer Beratungs- 
oder Therapieeinrichtung. 
 

 
Abb. 19: Art zusätzlicher Sanktionen 

 
 
In Anlehnung an den vom Land erstellten Sachbericht wurden dort erfragte problem-
belastete Lebensbereiche erfasst. Bei 78,5% (n = 511) der teilnehmenden Jugendli-
chen und Heranwachsenden weisen die Lebenssituationen zum Teilnahmebeginn auf 
konkrete Problemlagen hin (vgl. Abb. 20). Am häufigsten betrifft dies die Familie (75%; 
n = 383), gefolgt von Suchtproblemen (50,5%; n = 258), Schulproblemen (48,3%; n = 
247) oder die Wohnsituation betreffenden Problemen (41,3%; n = 211). Unter „sonsti-
gen“ Problembereichen werden als häufigste angegeben „Gewaltproblematik“, „Zu-
kunft“/“Perspektive“, „Finanzen“, „Lebensunterhalt“ oder „Schulden“, „Gesundheit“, 
„Freizeit“ bzw. „Freunde“, „Beruf“/“Ausbildung“, „Migration“/“Flucht“. Insgesamt werden 
überwiegend mehrfache Problembelastungen angeführt (78,1%), ein Problembereich 
wurde bei 21,9% der Teilnehmenden angegeben. 
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Abb. 20: zu Teilnahmebeginn erkennbare Problembereiche 

 
 
4.1.3 Was? Die Teilnahme an den Angeboten der Einrichtungen 
 
Die in der justiziellen Entscheidung angeordneten Teilnahmen der Jugendlichen und 
Heranwachsenden erstrecken sich in 76% (n = 488) der Vorgänge auf ein, in 20% (n 
= 128) der Vorgänge auf zwei und in 4% (n = 28) der Vorgänge auf drei parallele 
Angebote der Einrichtungen. Am häufigsten erstreckt die Teilnahme sich auf die Ein-
zelbetreuung/Betreuungsweisung (37,2%; n = 247)), gefolgt von der Sozialen Grup-
penarbeit/Sozialen Trainingskursen (34,5%; n = 229) und der (begleiteten) Arbeitswei-
sung (20%; n = 133); als Auflage wurde die Arbeitsleistung in 4,7% (n = 31) der Fälle 
angeordnet. Die in der Entscheidung unspezifizierte Angebotsform Projektweisung/Ju-
gendhilfe erfolgte bei 6% (n = 40) der Vorgänge. Die Teilnahme an Wochenendsemi-
naren betrifft 5,7% (n = 38), an Intensiv-/Kurzangeboten 1,7% (n = 11) der Fälle. Zur 
Teilnahme an Sozialen Trainingskursen mit Suchtfokussierung wurde bei 3,2% (n = 
21), an Antigewalttrainings bei 1,5% (n = 10) der Teilnahmen entschieden. (vgl. Abb. 
21) 
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Abb. 21: Angebote, auf die sich die justizielle Teilnahmeentscheidung erstreckt 

 
Die Angaben zur justiziell angeordneten Dauer der Teilnahme bei den Einzelangebo-
ten variieren auch hinsichtlich der jeweils gewählten Dauerkategorie und seien hier 
lediglich dargestellt (vgl. Tabelle 2). 
 
Die einzelnen Leistungsangebote werden in den justiziellen Entscheidungen durchaus 
kreativ miteinander kombiniert: insgesamt werden 28 unterschiedliche zweier- und 11 
unterschiedliche dreier-Kombinationen angegeben. Die häufigsten Kombinationen er-
folgen mit dem Angebot Soziale Gruppenarbeit/Sozialer Trainingskurs, in Kombination 
mit Arbeitsweisungen (n = 36) oder Einzelbetreuung/Betreuungsweisung (n = 28). 
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Tabelle 2: Dauerangaben der Einzelangebote7 
Angebot Anzahl Dauerkategorie Anzahl min max Median 
Projektweisung/Jugendhilfe 30 Monate 28 2 12 6 
  nicht festgelegt 2    
Einzelbetreuung/Betreuungsweisung 247 Monate 243 1 18 6 
  nicht festgelegt 4    
Soziale Gruppenarbeit/STK 229 Monate 227 0,5 15 6 
  nicht festgelegt 2    
Antigewalttraining 10 Stunden 1   15 
  Tage 1   1 
  Monate 7 3 6 6 
  nicht festgelegt 1    
Werkstattkurs 1 nicht festgelegt     
Arbeitsweisung 133 Stunden 130 5 240 40 
  nicht festgelegt 3    
Arbeitsauflage 31 Stunden 30 1 140 30 
  nicht festgelegt 1    
STK Sucht 21 Stunden 2 3 3 3 
  Tage 9 6 6 6 
  Monate 8 6 6 6 
  nicht festgelegt 2    
Verkehrserziehungskurs 45 Stunden 27 12 17 12 
  Tage 2 3 5  
  nicht festgelegt 16    
Wochenendseminar 38 Stunden 15 17 30 17 
  Tage 22 2 4 2 
  nicht festgelegt 1    
Intensiv-/Kurzangebote 11 Stunden 2 4 6  
  Tage 1   6 
  Monate 6 2 3 2 
  nicht festgelegt 2    

 
 
 
Bei 39,7% (n = 286) der Vorgänge kam es zu Verzögerungen zwischen der justiziellen 
Entscheidung und dem ersten vereinbarten Erstgesprächstermin von mehr als 4 Wo-
chen (unabhängig davon, ob dieser stattgefunden hat). Als Gründe wurde in 44,1% (n 
= 126) dieser Fälle eine verzögerte Auftragserteilung, in 31,8% (n = 91) der Fälle die 
Kapazitäten der Einrichtung angegeben (vgl. Abb. 22). Bei den als „sonstige“ ange-
führten Gründen dominieren die organisatorischen: fester Gruppen- oder Kursbeginn, 
Ferien-/Urlaubszeiten sowie nicht zustande kommende Gruppen wegen zu geringer 
Zuweisungen. 
 

                                            
7 Da die Dauerangaben nicht für alle Vorgänge erfolgten oder auswertbar waren, variieren die jeweili-
gen Anzahlen im Vergleich zu den Zuweisungszahlen oben. 
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Abb. 22: Gründe für Verzögerungen zwischen Teilnahmeentscheidung und erstem Ge-
sprächstermin 

 
82% (n = 590) der Jugendlichen und Heranwachsenden sind zum Erstgespräch ter-
mingerecht erschienen, mit Verzögerung zu einem späteren Termin erschienen sind 
9% (n = 68), gar nicht erschienen sind 63 (9%) der Teilnehmenden. Als Gründe für 
Verzögerungen oder Nichterscheinen werden angegeben Krankheit (27,1%; n = 16), 
ausdrückliche Verweigerung (25,4%; n = 15) oder Wegzug (18,6%; n = 11). Als „sons-
tige“ Gründe werden häufiger „vom Teilnehmenden vergessen“ sowie „Verhinderung 
wegen Arbeit“ o.ä. angeführt (vgl. Abb. 23). 
 

 
Abb. 23: Gründe für verspätetes Erscheinen oder Nichterscheinen zum Erstgespräch 

 
Bei 120 Teilnehmenden betrug der Zeitraum zwischen (stattgefundenem) Erstge-
spräch und Teilnahmebeginn mehr als eine Woche. Als Gründe hierfür wird überwie-
gend ein fester Kurs- bzw. Gruppenbeginn angegeben (60,8%; n = 73). In 11 Fällen 
(9,2%) wird auf die (anfängliche) Verweigerung des Teilnehmenden verwiesen. Als 
weitere Gründe der Teilnehmenden werden Krankheit sowie Verhinderung durch Ur-
laub, Arbeit o.ä. angeführt. 
 
Die konkrete Teilnahmeform wurde unabhängig von den angewiesenen Angeboten in 
den justiziellen Entscheidungen erfasst und nach Einzel-, Gruppen- und Werkstatt- 
bzw. Arbeitsformen unterschieden (vgl. Abb. 24). Bei 71,7% (n = 464) der Jugendli-
chen und Heranwachsenden erfolgte die Teilnahme in Form von (intensiveren) 
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Einzelgesprächen/-kontakten, bei 57,5% (n = 372) in Gruppenformen, bei 19,6% (n = 
127) in Werkstatt- bzw. Arbeitszusammenhängen. 
 

 
Abb. 24: Form der Teilnahme 

 
Eine parallele Teilnahme an sowohl Einzel- als auch Gruppen- oder Arbeitsangeboten 
erfolgte bei 40,2% (n =235) der Teilnehmenden. Nur auf Gruppen- oder Arbeitsformen 
erstreckte sich die Teilnahme in 26,2% (n = 169) der Fälle (vgl. Abb. 25). 
 
 

 
Abb. 25: Form der Teilnahme (Kombinationen) 

 
 
4.1.4 Mit welchem Ziel? 
 
Für insgesamt 74% (n = 499) der teilnehmenden Jugendlichen und Heranwachsenden 
wird angegeben, dass im Rahmen ihrer Teilnahme an den Leistungsangeboten kon-
krete Hilfeziele vereinbart worden sind, bei 26% (n = 176) ist dies nicht der Fall. Diese 
Hilfeziele erstrecken sich auf 10 verschiedene Bereiche, die mit den pädagogischen 
Fachkräften zusammengetragen wurden bzw. aus den vorab erfolgten Probe-Erhe-
bungen stammen (vgl. Abb. 26). Bei 80% dieser Teilnehmenden erstrecken sich die 
Hilfeziele auf mindestens zwei der vorgegebenen Bereiche, bei 51% werden mehr als 
fünf parallel vereinbarte Hilfezielbereiche angegeben. Am häufigsten wird der Bereich 
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Schule, Ausbildung, Beschäftigung genannt (77,2%; n = 385), gefolgt von Suchtmittel-
konsum (67,3%; n = 336), Familienkonflikten (67,3%; n = 336) und Handlungskompe-
tenz, Selbstbild und Selbstwahrnehmung (64,5%; n = 322). Unterstützungswünsche 
hinsichtlich der Wohnsituation werden bei 62,9% (n = 314) der Teilnehmenden ange-
geben, hinsichtlich der materiellen Absicherung bzw. Schuldenregulierung bei 60,7% 
(n = 303). Gleichaltrigenkontakte und Freizeitgestaltung werden zu 54,7% (n = 273), 
Gesundheit und körperliches Wohlbefinden sowie Partnerschaftskonflikte zu jeweils 
52,7% (n = 263) als Hilfezielbereiche angeführt. In 49,9% (n = 249) der Fälle sind 
Ausgrenzungserfahrungen und Integration Bereiche, für die Unterstützungsbedarf ver-
einbart wurde.  
 

 
Abb. 26: mit dem/der Teilnehmenden vereinbarte Hilfeziel-Bereiche 

 
Erfasst wurde weiterhin, ob die Jugendlichen und Heranwachsenden bereits über Er-
fahrungen mit dem Hilfesystem verfügen, d.h. ob Unterstützungsleistungen von ande-
rer Seite in der Vergangenheit erfolgten oder zum Teilnahmebeginn noch andauern. 
Bei insgesamt 28% (n = 186) der Teilnehmenden ist dies der Fall. 
 
Die häufigsten der zum Teilnahmebeginn beendeten Leistungen betreffen die Hilfen 
zur Erziehung (44,4%), sonstige Jugendhilfeleistungen (14,8%), Familienhilfe (14,8%) 
und psychologische oder psychiatrische Beratungs- oder Therapieangebote (14,8%). 
Jugendberufshilfe erfolgte in der Vergangenheit bei 9,3% der Teilnehmenden und re-
lativ selten Vormundschaft/rechtliche Betreuung (5,6%), Drogenberatung/-therapie 
(5,6%), Bewährungshilfe (3,7%) und Schuldenberatung (3,7%) (vgl. Abb. 27). 
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Abb. 27: Zum Teilnahmebeginn beendete weitere Leistungen 

 
Die zum Teilnahmebeginn noch andauernden parallelen Unterstützungsleistungen 
(vgl. Abb. 28) werden angeführt von den sonstigen Jugendhilfeangeboten (29%) und 
den Hilfen zur Erziehung (25%). Familienhilfe besteht bei 16,9% der Teilnehmenden, 
Vormundschaft/rechtliche Betreuung bei 13,7% und Bewährungshilfe bei 12,1%. Je-
weils 9,7% der Teilnehmenden nehmen psychologische oder psychiatrische Bera-
tungs- oder Therapieangebote wahr, besuchen die Drogenberatung/Drogentherapie 
oder nehmen Leistungen der Jugendberufshilfe in Anspruch. 8,1% der Teilnehmenden 
werden parallel in Schuldenfragen beraten. Unter „sonstige“ Unterstützungsleistungen 
werden im wesentlichen unterschiedliche Beratungsangebote (Wohnungslosenhilfe, 
Flucht/Migration), Jobcenter und Schulsozialarbeit angeführt. 
 

 
Abb. 28: Zum Teilnahmebeginn andauernde parallele Leistungen 

 
Bei 34% (n = 232) der Jugendlichen und Heranwachsenden sind im Verlauf der Teil-
nahme Kontakte zu anderen Institutionen/Hilfen aufgenommen oder vermittelt worden 
(vgl. Abb. 29). Am häufigsten betraf dies Einrichtungen der Drogenberatung/-therapie 
(31,9%; n = 74) und die Schule bzw. Ausbildungs- oder Arbeitsstätte der Jugendlichen 
und Heranwachsenden (28,9%; n = 67). Kontakte zur Jugendberufshilfe wurden in 
22,8% (n = 53) der Fälle aufgenommen, zu anderen Jugendhilfestellen in 20,3% (n = 
47) der Fälle, zur Schuldenberatung in 17,2% (n = 40), zu psychologischen oder psy-
chiatrischen Beratungs- oder Therapieangeboten in 16,4% (n = 38) der Fälle. Bei 
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12,1% (n = 28) der Teilnehmenden erfolgten Kontakte zur Bewährungshilfe, bei 10,8% 
(n = 25) zur Familienhilfe und bei 6% (n = 14) zu Personen, die eine Vormundschaft 
oder rechtliche Betreuung wahrnehmen. Als „sonstige“ Institutionen, zu welchen Kon-
takt aufgenommen wurde, wurden im wesentlichen Beratungsstellen angeführt (z.B. 
Mutter-Kind, Obdachlosenhilfe, Straßensozialarbeit, Jugendmigrationsdienst, Pro Fa-
milia). 
 

 
Abb. 29: Institutionen, zu denen Kontakte aufgenommen und/oder vermittelt wurden 

 
 
4.1.5 Mit welchem Ergebnis? 
 
81% (n = 543) der Jugendlichen und Heranwachsenden haben die angeordnete Teil-
nahmedauer durch regelmäßige (66%) oder unregelmäßige (15%) Teilnahme erfüllt 
(vgl. Abb. 30). 
 

 
Abb. 30: Wurde die angeordnete/vereinbarte Teilnahmedauer erfüllt? 

 
19% (n = 131) der Jugendlichen und Heranwachsenden haben ihre Teilnahme abge-
brochen. Als häufigster Grund wurde hier die Verweigerung der Weiterteilnahme 
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genannt (44,3%; n = 58). Weitere Gründe für den Abbruch waren eine neue justizielle 
Entscheidung (20,6%; n = 27), eine Änderung der Weisung (9,9%; n = 13) oder die 
Untersuchungshaft (3,8%; n = 5). Bei 14,5% (n = 19) der Jugendlichen und Heran-
wachsenden führte der Wohnortwechsel zum Abbruch, bei 1,5% (n = 2) ein Kranken-
haus- oder Psychiatrieaufenthalt (vgl. Abb. 31) 
 
 

 
Abb. 31: Gründe für Teilnahmeabbrüche 

 
Für die im Verlauf der Teilnahme mit den Jugendlichen und Heranwachsenden verein-
barten Hilfeziele (s.o. S. 27) wurde weiterhin der Bearbeitungsstatus/Erreichungsgrad 
zum Zeitpunkt der Teilnahmebeendigung erfasst. Angegeben wurde jeweils, ob die 
vereinbarten Hilfeziele „vollständig erreicht“, „teilweise erreicht“, „nicht erreicht“ oder 
„nicht bearbeitet“ werden konnten (vgl. Abb. 32).8 
 

 
Abb. 32: Bearbeitungsstatus/Erreichungsgrad der vereinbarten Hilfeziele 

 

                                            
8 Da die Häufigkeit, mit der die Hilfeziele angegeben wurden, variiert, beziehen die prozentuierten An-
teile sich auf jeweils unterschiedliche Gesamtzahlen. 

5

5

2

5

6

13

19

27

58

nicht bekannt

sonstige

Krankenhaus-/Psychiatrieaufenthalt

Untersuchungshaft

Ausschluss durch die Einrichtung

Änderung der Weisung

Wegzug

neue justizielle Entscheidung

Verweigerung der Weiterteilnahme

0 10 20 30 40 50 60

(N= 131; Mehrfachangaben)

10

13

21

43

31

48

81

37

96

68

38

41

67

104

106

124

92

149

169

204

9

17

16

34

33

51

32

27

66

42

192

192

159

122

103

113

109

123

54

8

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Ausgrenzungserfahrungen, Integration

Partnerschaftskonflikte

Gesundheit, körperliches Wohlbefinden

materielle Absicherung/Schuldenregulierung

Gleichaltrigenkontakte/Freizeitgestaltung

Drogen-/Suchtmittelkonsum

Wohnsituation

Familienkonflikte

Schule, Ausbildung, Beschäftigung

Handlungskompetenz, Selbstbild/-wahrnehmung

vollständig erreicht teilweise erreicht nicht erreicht nicht bearbeitet

32



 

 

35 

Die Hilfeziele, die sich auf die Handlungskompetenz, das Selbstbild sowie die Selbst-
wahrnehmung beziehen, erlangen hier den höchsten Erreichungsgrad zumindest teil-
weise erreichter Ergebnisse (84,5%; n = 272). Verbesserungen hinsichtlich der Schule, 
der Ausbildungs- und Beschäftigungssituation wurden in 68,8% (n = 265) der Fälle 
erreicht, in welchen dies als Hilfeziel vereinbart worden war. Bei mehr als der Hälfte 
der Vorgänge mit entsprechender Hilfezielvereinbarung konnten die Hilfeziele „voll-
ständig“ oder „teilweise“ erreicht werden in den Bereichen Familienkonflikte (55,3%; n 
= 186), Wohnsituation (55,1%; n = 173), Drogen- bzw. Suchtmittelkonsum (51,2%; n 
= 172) und Gleichaltrigenkontakte bzw. Freizeitgestaltung (50,2%; n = 137). Eine     
Zielerreichung mindestens „teilweise“ gelang hinsichtlich der materiellen Absicherung 
oder Schuldenregulierung bei 47,5% (n = 147), der Gesundheit oder des körperlichen 
Wohlbefindens bei 33,5% (n = 88), im Bereich von Partnerschaftskonflikten bei 20,5% 
(n=54) und – am seltensten – im Bereich von Ausgrenzungserfahrungen und Integra-
tion bei 19,3 % (n = 48) der Jugendlichen und Heranwachsenden – auf diesen letzteren 
Bereich bezogene Hilfeziele konnten auch mit 77,1% (n = 192) der Fälle am häufigsten 
nicht bearbeitet werden.9 
 
Am häufigsten nicht erreicht werden konnten die vereinbarten Hilfeziele im Bereich 
von Schule, Ausbildung und Beschäftigung (17,1%; n = 66) sowie des Drogen- bzw. 
Suchtmittelkonsums (15,2%; n = 51). 
 
Weiterhin erfasst wurden potentielle Einflussfaktoren, die für den Erreichungsgrad der 
vereinbarten Hilfeziele förderlich oder hinderlich sein können. Auch diese Faktoren 
wurden im Rahmen der Vorarbeiten mit den pädagogischen Fachkräften aus den am-
bulanten Einrichtungen festgelegt. Für jene 74% der Jugendlichen und Heranwach-
senden, deren Teilnahme mit mindestens einem der o.g. Hilfezielbereiche verbunden 
war, wurde für jeden dieser Einflussfaktoren eine Bewertung durch die pädagogische 
Fachkraft erfasst: ob der jeweilige Faktor für die Erreichung der Hilfeziele „förderlich“, 
„hinderlich“ oder „unbedeutend“ war bzw. (weil nicht vorhanden) als „unzutreffend“ an-
gegeben wurde (vgl. Abb. 33). 
 

                                            
9 Zu berücksichtigen bleibt hierbei, dass die Angabe „nicht bearbeiteter“ Hilfeziele offensichtlich häufi-
ger gleichgesetzt wurde mit dann nicht vorhandenem Hilfeziel; hier sind Nachbesserungen in der Fra-
geformulierung erforderlich. 
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Abb. 33: Bedeutung von Einflussfaktoren für die Erreichung der vereinbarten Hilfeziele 

 
Die deutlich schwankenden Anteile der als „unzutreffend“ verzeichneten Faktoren 
(zwischen 0 und 87,1%) führen freilich zu Verzerrungen für die vergleichende Beurtei-
lung der Bedeutung der Einflussfaktoren. Daher werden die Beurteilungen jeweils nur 
für jene Teilnahmen betrachtet, wenn der Einflussfaktor auch als relevanter angege-
ben war (vgl. Abb. 34). Zu beachten bleiben hier die unterschiedlichen Häufigkeiten 
für die jeweiligen Gesamtzahlen. 
 

 
Abb. 34: Beurteilung der relevanten Einflussfaktoren für die Erreichung der vereinbarten 
Hilfeziele 

 
Als förderlich wurden für den Erreichungsgrad der vereinbarten Hilfeziele am häufigs-
ten die Ressourcen der Einrichtung (92,7%; n = 443) angeführt, gefolgt von der Mit-
wirkung des/der Teilnehmenden (82,3%; n = 405), die anderen Teilnehmenden bzw. 
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die Gruppe (76,3%; n = 242) und die freiwillige Teilnahme an weiteren Angeboten der 
Einrichtung (76,2%; n = 83). Auch die Angebotsstruktur vor Ort war in 73% (n = 330) 
der Teilnahmen für die Hilfezielerreichung förderlich. Die Bereiche Schule, Ausbildung 
und Beschäftigung waren in 60,8% (n = 107) der Fälle ein förderlicher Einflussfaktor, 
die Ausbildungsträger oder Arge in 58,9% (n = 83) der Fälle. Die Eltern oder die Familie 
waren in 46,1% (n = 148) der Fälle förderlich, Partner/in oder Peers in 34,6% (n = 75). 
Parallel verhängte Arbeitsleistungen sowie parallel verhängter Jugendarrest werden 
zu 39,8% (n = 45) sowie 31,3% (n = 20) als förderliche Faktoren angegeben. 
 
Gleichzeitig gilt der parallel verhängte Jugendarrest am häufigsten als für die Hilfeziele 
hinderlicher Einflussfaktor (37,5%; n = 24), für die parallel verhängten Arbeitsleistun-
gen wird dies bei 29,2% (n = 33) der Fälle angegeben. Partner/in oder Peers behin-
derten in 31,3% (n = 68) der Fälle, Eltern und Familie in 30,5% (n = 98) der Fälle die 
Erreichung der Hilfeziele. Die (fehlende) Mitwirkung des/der Teilnehmenden wurde in 
15,7% (n = 77) der Fälle als hinderlich beurteilt. Relativ selten als hinderliche Einfluss-
faktoren sind angegeben die anderen Teilnehmenden/Gruppe (6,3%; n = 20), Schule, 
Ausbildung und Beschäftigung (5,7%; n = 10), Ausbildungsträger/Arge (5,0%; n = 7) 
sowie die Angebotsstruktur vor Ort (3,5%; n = 16). 
 
Die Anteile der Einflussfaktoren, die für die Hilfezielerreichung jeweils unbedeutend 
waren, schwanken zwischen 7,1% (Ressourcen der Einrichtung) und 41,6% (gesund-
heitliche Entwicklung des/der Teilnehmenden). 
Während der Teilnahme wurden bei 13% (n= 87) der Jugendlichen und Heranwach-
senden Leistungen anderer Träger eingeleitet (vgl. Abb. 35). Am häufigsten betraf dies 
die Drogenberatung/-therapie (35,6%; n = 31), gefolgt von Leistungen der Jugendbe-
rufshilfe (18,4%; n = 16), psychologischen oder psychiatrischen Beratungs- oder The-
rapieangeboten (17,2%; n = 15) und Schuldenberatungsangeboten (16,1%; n = 14). 
Stationäre Jugendhilfe wurde bei 12,7% (n = 11) der Teilnehmenden, Familienhilfe bei 
10,3% (n = 9), ambulante Jugendhilfeleistungen oder eine Vormundschaft bzw. recht-
liche Betreuung wurden bei jeweils 9,2% (n = 8) eingeleitet.  
 

 
Abb. 35: Während der Teilnahme eingeleitete Leistungen Dritter 
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Bei 65% (n = 440) der Jugendlichen und Heranwachsenden wurde im Verlauf der Teil-
nahme kein neues Strafverfahren eingeleitet, bei 19% (n = 125) ist dies erfolgt - und 
bei 16% der Fälle wurde dies als nicht bekannt angegeben (Vgl. Abb. 36). 
 

 
Abb. 36: Ist im Verlauf der Teilnahme ein neues Strafverfahren eingeleitet worden? 

 
Bei 67% (n = 452) der Vorgänge wird eine Fortsetzung der Teilnahme als nicht sinnvoll 
angeführt, d.h. vom Teilnehmenden nicht erwünscht, selbst wenn dies von den päda-
gogischen Fachkräften als erforderlich erachtet werden würde (vgl. Abb. 37). 24% (n 
= 164) der Jugendlichen und Heranwachsenden werden ihre Teilnahme fortsetzen, 
entweder infolge einer neuen justiziellen Weisung (10%; n = 68) oder in Form der frei-
willigen Weiterteilnahme (14%; n = 96). Bei 2% (n = 12) der Teilnehmenden wird eine 
Weiterteilnahme zwar als sinnvoll erachtet, die aber aus Gründen nicht vorhandener 
Kapazitäten der Einrichtung nicht möglich ist. 

 
Abb. 37: Wäre eine Fortsetzung der Teilnahme sinnvoll? 
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Die Bewertung ihrer Teilnahmeerfahrung durch die Jugendlichen und Heranwachsen-
den selbst fällt überaus positiv aus (vgl. Abb. 38): 33% (n = 223) bewerten diese als 
„sehr gut“, 32% (n = 219) als „gut“, 11% (n = 73) als „eher gut“. „Eher schlecht“ bewer-
ten lediglich 2% ihre Teilnahme und 3 Teilnehmende bewerten ihre Teilnahme als 
„schlecht“, kein Jugendlicher oder Heranwachsender bewertet seine Teilnahme als 
„sehr schlecht“. 

 
Abb. 38: Bewertung der Teilnahmeerfahrungen durch die Teilnehmenden insgesamt 

 
Auch ihr persönliches Teilnahmeergebnis wird durch die Teilnehmenden positiv beur-
teilt (vgl. Abb. 39): insgesamt 72% (n = 486) geben an, dass ihnen die Teilnahme „sehr 
geholfen“ (41%; n = 276)) oder „etwas geholfen“ (31%; n = 210) habe. Lediglich 4% (n 
= 28) hat die Teilnahme „eher nicht“ und nur einem Teilnehmenden „überhaupt nicht“ 
geholfen. 
 

 
Abb. 39: Bewertung des Teilnahmeergebnisses durch die Teilnehmenden 
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Abschließend wurden die teilnehmenden Jugendlichen und Heranwachsenden von 
den sie betreuenden pädagogischen Fachkräften nach den Hintergründen für ihre Be-
urteilungen befragt. Die Antworten wurden von den pädagogischen Fachkräften, mög-
lichst als Originalzitate, aber stichwortartig notiert. Bei der Programmierung dieser 
Textfelder wurde allerdings versehentlich (und ohne Kenntnis der pädagogischen 
Fachkräfte) die Zeichenanzahl begrenzt, so dass die Texte häufig nicht vollständig in 
den exportierten Datensätzen vorhanden sind. Die (vollständig) vorhandenen Texte 
seien im folgenden gleichwohl aufgelistet, zumal sie auch in aller Kürze doch einen 
anschaulichen Einblick in die Rückmeldungen durch die Teilnehmenden selbst ermög-
lichen: 
 
Ich konnte über Probleme sprechen. 
bei Problemen geholfen, gibt Halt 
besser als erwartet, lockere Stimmung 
einen Ansprechpartner zu haben, Vertrauen, Begleitung 
Feedback der Gruppe war gut, Lösungsansätze hilfreich 
gute Arbeitsatmosphäre, Opfersicht verdeutlicht 
habe aus Fehlern gelernt 
Habe diesmal gelernt, wie ich Arbeit und Ämtersachen erledigen kann. 
Handlungsrepertoire erweitert; Reflexion in Gruppe 
hat Spaß gemacht Räder zu reparieren 
Hilfe erhalten bei der Suche nach einem Psychologen 
ich habe mich verstanden gefühlt und dazu gelernt. 
Ich hatte einen Ansprechpartner und habe Hilfe bekommen. 
Ich hatte einen Ansprechpartner und konnte offen über alles reden. 
ich hatte einen Ansprechpartner, fühlte mich verstanden. 
Ich konnte über Probleme sprechen und Lösungen finden. 
kann Probleme ansprechen, es wird einem zugehört 
konnte offen reden, mir wurde geholfen, Augen geöffnet 
Lösungsmöglichkeiten erarbeitet, konnte offen sein 
man konnte etwas lernen; Gruppe war gut 
mir wurde viel gezeigt 
mit Konflikten besser zurecht zu kommen, einen Ansprechpartner haben 
Probleme wurden gelöst, ruhige Atmosphäre 
Teilnahme war gut, weil man Gesprächspartner hatte 
Unterstützung bei alltäglichen Fragen 
Unterstützung in Fragen und Hilfe im Alltag 
Unterstützung und Begleitung bei weiteren Einrichtungen 
Vertrauenswürdig, konnte über viele Probleme sprechen 
wurde ernst genommen 
Austausch mit Gleichaltrigen und gleichen Problemen 
(Name der Einrichtung) gibt halt, hilft bei Problemen 
der Kurs war sehr informativ  
die Weisung hat mir sehr geholfen 
endlich ist der Stress beseitigt 
engagierte Betreuer, sinnvolle Arbeit 
es war hilfreich 
gelernt für deine Fehler gerade zu stehen, Spaß gemacht 
größeres Bewusstsein im Straßenverkehr 



 

 

41 

gut in der Gruppe zurecht gekommen, Hilfe erhalten 
gut, weil ein Ansprechpartner da war 
Gute Prävention, man hat sich nicht gelangweilt 
gute Tipps erhalten 
Habe Bewerbungen geschrieben und habe was gelernt 
habe die Therapie jetzt erst verstanden 
habe meine psychischen Probleme in den Griff bekommen 
hat geholfen Strafe zu verhindern 
hat Spaß gemacht, manchmal langweilig 
Hausbesuche waren gut 
hier konnte ich wenigstens mal über alles reden 
Hilfe bei verschimmelter Wohnung, HZE eingeleitet, 
Hilfreiche Tipps gegeben, offene Atmosphäre 
ich bin noch motivierter als zuvor 
ich bin obdachlos, ohne Arbeit und habe ein Suchtproblem 
Ich hab Hilfe bei Schulproblemen gekriegt 
Ich habe gelernt, nachzudenken, bevor ich etwas tue 
Ich habe meinen Drogenkonsum reduziert 
Ich kiffe weniger 
Ich war mit den Inhalten zufrieden 
ich weiß was ich will, kannte alles schon 
Ihr habt mir gezeigt, dass ich nicht besoffen fahre 
man hat etwas dazu gelernt 
nette Mitarbeiterinnen, nette Gespräche 
sehr gute Vorbereitung auf Therapie 
sie konnten meinen Pflegeeltern die Dinge erklären 
Spaß, Hilfe bekommen, konnte über alles reden 
Streit ist geschlichtet 
Unterstützung bei der Ausbildungssuche 
Verantwortung zu übernehmen für mein Leben 
Vertrauensperson, über Probleme sprechen können 
vertrauensvoller Umgang mit Konflikten, Stärkung 
viele Informationen, Ehrlichkeit war toll 
viele Probleme konnten gelöst werden 
war nicht so schlimm wie erwartet 
Weniger Anzeigen; keine Gewalt auf der Straße 
wenigstens habe ich jetzt was zu wohnen 
Wir haben viel miteinander gesprochen 
Wissen was warum erlaubt oder verboten ist 
Zukunftsideen entwickelt, aber Stress mit Partner 
anderes Frauenbild 
Der Konflikt ist beendet. 
Die Betreuung war hilfreich und sehr gut. 
Die (Name der Einrichtung) hat mir gut geholfen. 
Ich habe viel Hilfe erhalten. 
Ich hatte einen Ansprechpartner für meine Probleme. 
Ich konnte über Probleme sprechen. 
Ich lasse mir nix sagen und kiffe weiter. 
Mir hat es hier ganz gut gefallen. War in Ordnung. 
Sehr herzlicher Umgang bei den Terminen. 
Streit ist beendet  
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4.2 Die Träger-Befragung 
 
Ergänzend zur Datenerfassung wurde allen Trägern in der LAG die Gelegenheit ein-
geräumt, zu den aktuellen Rahmenbedingungen, die für die Arbeit förderlich oder hin-
derlich sind, sowie (sofern beteiligt) zu ihren Erfahrungen bei der Durchführung des 
Modellvorhabens Stellung zu nehmen. An dieser qualitativen Befragung mit offenen 
Fragen haben sich insgesamt 15 Träger beteiligt. 
 
 
4.2.1 Die Rahmenbedingungen der Arbeit 
 
Die Rückmeldungen der pädagogischen Fachkräfte zu den Rahmenbedingungen ihrer 
Arbeit erstrecken sich im wesentlich auf die Bereiche 
finanzielle, personelle, räumliche, sächliche Ausstattung, 
Kooperation mit den Verfahrensbeteiligten und anderen Institutionen vor Ort, 
sonstige strukturelle Rahmenbedingungen. 
 
(1) Finanzielle, personelle, räumliche, sächliche Ausstattung 
 
Die Beurteilung der finanziellen, personellen, räumlichen oder sächlichen Rahmenbe-
dingungen der Einrichtungen wird im Wesentlichen mit der Landesförderung in Ver-
bindung gebracht: 
Als durchaus förderlich wird die Landesförderung beurteilt hinsichtlich der Möglichkeit 
des Einsatzes zusätzlicher Honorarkräfte (für etwa erlebnispädagogische Angebote, 
Ausflüge o.ä.), der (momentanen) Entlohnung der Fachkräfte angeglichen an TV-L so-
wie des Fachkräftegebots durch die Förderrichtlinie. 
 
Generelle Verbesserungen werden in mehrerer Hinsicht als erforderlich erachtet: 
An die Stelle einjähriger Projektphasen, die zudem mit einem Abruf der Gelder im 
Nachhinein verknüpft ist, sollten eine Finanzierungssicherheit sowie die regelmäßige 
Anpassung der Förderung an Personalkostensteigerung treten. Auch würde die Betei-
ligung des Landes an der Hälfte der Personalkosten zu einer deutlichen Entlastung 
der Träger führen, die derzeit aufwändige und unsichere Einwerbungen von Drittmit-
teln zur Existenzsicherung durchführen müssen. Die Tatverdächtigenbelastungszah-
len als Finanzierungsgrundlage werden als problematisch erachtet, weil tatsächliche 
Betreuungs-/Hilfebedarfe unberücksichtigt bleiben. Insbesondere führe die Arbeits-
platzunsicherheit und Unsicherheit in der Tarifbindung zu Motivationseinbußen bzw. 
zur Fluktuation unter den Fachkräften. 
 
Im Einzelnen werden folgende Vorschläge unterbreitet: 
• Ausstattung mit mindestens zwei hauptamtlichen vollen Personalstellen pro Stand-

ort und Jugendamtsbezirk bzw. pro Jugendrichter mit durchschnittlichem Fallauf-
kommen  

• Einstellung einer weiteren Arbeitskraft, z.B. für Krankheits- und Urlaubsvertretungen 
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• personelle Verstärkung zur durchgängigen Erreichbarkeit als Anlaufstelle in den 
Vormittags- und Nachmittagsstunden 

• Finanzierungsbeteiligung des Landes an Leitungsstellen 
• Förderung für Sachkosten: Mieten/Nebenkosten, Materialien, Bustickets, Eintritts-

gelder, größere Sonderprojekte 
• finanzielle Stärkung von Flächenlandkreisen zum Ausgleich von Mobilitätskosten, 

für Fahrdienste sowie für bessere Erreichbarkeit (mehrere Büros) 
• Anmietung weiterer Räumlichkeiten bzw. Verfügbarkeit autonomer Räumlichkeiten 

mit Gruppenräumen, Werkstattbereich, Küche 
• Nutzung eines Außengeländes für erlebnispädagogische Angebote 
• Aufnahme freiwilliger Teilnehmer: großer Bedarf z.B. Schulverweigerung an Berufs-

schulen, um OWI-Verfahren zu vermeiden 
• Mittel für zusätzliche Aufgaben durch zeitlich aufwändige Verwaltungsarbeiten/Do-

kumentationen/Öffentlichkeitsarbeit/Gremienmitwirkung 
• Mittel für kontinuierliche Fortbildung und Supervision in erforderlichem Umfang 
• Dienstwagen, Diensthandys 
 
 
(2) Kooperation mit Verfahrensbeteiligten und anderen Institutionen vor Ort 
 
Verwiesen wird häufiger auf gut funktionierende Netzwerke und die gute Zusammen-
arbeit mit allen Kooperationspartnern, die in der Regel durch den schon länger beste-
henden gemeinsamen Austausch gefördert werden. Nicht zuletzt erhöhen diese Netz-
werke den Bekanntheitsgrad der Einrichtung vor Ort. Eine hohe Dichte an sozialen 
Einrichtungen vor Ort ermöglicht die bedarfsentsprechende Vermittlung der Teilneh-
menden zeitnah und auf kurzen Wegen. Die Ansiedelung der Angebote bei freien Trä-
gern ermöglicht für die Jugendlichen und Heranwachsenden die sichtbare Abgrenzung 
zu Jugendamt und Justiz mit positiven Auswirkungen auf die Anbindung der Teilneh-
menden. 
 
Als weitere Vorteile gut vernetzter Zusammenarbeit werden angeführt: 
• Hilfen können gemeinsam inhaltlich und zeitnah vorbereitet werden (Fallbespre-

chung, Förderplanung, Vorstellungstermin mit Klient, AM und JGH), Zielvereinbaren 
können getroffen werden. 

• Bei mangelnder Mitwirkung zur Erfüllung der Weisung  kann gemeinsam adäquat 
interveniert werden. 

• Informationen (z.B. neue Straftaten etc.) während einer Betreuung können direkt 
ausgetauscht und im Rahmen der Betreuungsarbeit besprochen werden. 

• Gemeinsame Fallsupervision, jederzeit mögliche kollegiale Beratung und wöchent-
liche gemeinsame Dienstbesprechungen sichern einen qualitativ hohen professio-
nellen Standard in der pädagogischen Arbeit.  

• Die Ausgestaltung der Ambulanten Angebote kann durch den regelmäßigen Aus-
tausch mit der Jugendhilfe im Strafverfahren/JGH jederzeit an die Bedarfe der Teil-
nehmenden angepasst oder entsprechend erweitert werden. 
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Darüber hinaus gewährleiste die Förderrichtlinie qualitative Eckpunkte, die von der öf-
fentlichen Jugendhilfe nicht angetastet werden können, wie beispielsweise betreute 
Arbeitsleistungen als pädagogisches Gruppenangebot oder die Arbeit mit freiwilligen 
Jugendlichen und Heranwachsenden in der Nachbetreuung. 
 
Sind solche Vernetzungsstrukturen nicht vorhanden, wird auf eine Reihe von Nachtei-
len verwiesen, die für die konkrete Arbeit hinderlich sind: 
• kein JGH-Fachdienst mit fester Zuständigkeit auch an Außenstellen 
• eher geringe „Wertigkeit“ der JGH im Jugendamt (und damit auch der Ambulanten 

Angebote) 
• eher abwertende Haltung und Verständnis im Jugendamt gegenüber mehrfach be-

lasteten jungen Menschen: wünschenswert wäre eine stärkere Akzeptanz, Geduld 
und angemessene Erwartungshaltungen 

• häufige Personalwechsel im Jugendamt mit zudem nicht spezialisierter JGH (und 
entsprechend geringem Kenntnisstand zum Thema Jugenddelinquenz u.a. sowie 
einer unangemessenen Haltung; geringe Relevanz und Zeit für das Thema mit der 
Konsequenz der fehlenden Vorbereitung der Jugendlichen auf die Angebote, we-
nige Gespräche zwischen Jugendamt und Jugendlichen im Vorfeld, weniger Ideen 
für die Begründung von entsprechenden Weisungen, kaum Ideen für Teilnahmebe-
ginn bereits vor einer Hauptverhandlung und lange Zeiträume zwischen Urteil und 
Auftragserteilung 

• generell fehlender Austausch aller beteiligten Institutionen und folglich nicht konkret 
definierte Abgrenzung der Kompetenzen für die Teilnehmenden bzw. auch hinsicht-
lich der Eignung der zugewiesenen Teilnehmenden oder später erforderlichen Um-
wandlungen/Aussetzungen von Weisungen und Auflagen 

• kein Austausch/Dialog auf Augenhöhe mit dem Jugendgericht/JugendStaatsanwalt-
schaft; fehlende Bereitschaft der (neuen) Jugendrichter/innen/Jugendstaatsanwäl-
ten/innen zur Beteiligung an den (seit langem gut etablierten) Foren vor Ort  

• ständiger Wechsel der zuständigen Personen vor allem in der Justiz  
 
Als wünschenswert werden folgende Aspekte angeführt: 
• eine spezialisierte Jugendhilfe im Strafverfahren/JGH 
• längere personelle Zuständigkeiten in der Justiz 
• eine spezialisierte Ausbildung und kontinuierliche Fortbildung von Richtern und 

Staatsanwälten in Jugendsachen 
• gemeinsam ausgearbeitete Qualitätsstandards vor Ort, die für alle Beteiligten bin-

dend sind und die z.B. eine gemeinsame Förderplanung mit dem Jugendamt er-
möglichen; Fallkonferenzen im Einzelfall 

• ein organisierter Austausch zwischen den Einrichtungen hinsichtlich gewachsener 
Herausforderungen durch angestiegene und neue Problembelastungen der Teil-
nehmenden: die Teilnahme entspricht zunehmend einer Clearingphase für die Ver-
mittlung in weiterführende Hilfen, da die individuell erforderlichen Unterstützungs-
leistungen nicht geleistet werden können. 
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(3) Sonstige strukturelle Rahmenbedingungen 
 
Als weitere, die Arbeit ausnahmslos behindernde Rahmenbedingungen werden ange-
führt: 
• Ökonomisierung Sozialer Arbeit/Kostendruck seitens des Jugendamts: erforderli-

che Anschlusshilfen werden nicht finanziert oder nicht entsprechend der individuel-
len Bedarfe, Möglichkeiten und Fähigkeiten der jungen Menschen; Hilfen werden 
bei besonderen „Hemmnissen“ schnell eingestellt, Betreuungszeiten von vorne her-
ein zu kurz angesetzt. 

• Restriktive Vorgehensweise der Jobcenter führten zu Verschärfungen von Problem-
lagen. Kürzungen und Sperren verursachen finanzielle Problemlagen, welche die 
Erreichbarkeit von Klienten verschlechtert und die Motivation zur positiven Verän-
derung der Lebenssituation verringert.  

• Angebote zur beruflichen Förderung sind unzureichend. Die Ambulanten Angebote 
können diese strukturellen Missstände nicht kompensieren. Die finanzielle und per-
sonelle Ausstattung entsprechender Angebote sind, sofern sie überhaupt existieren, 
ungenügend.  

• Für Heranwachsende ab 18 Jahren ist die sozialrechtliche Zuständigkeit für weiter-
führende integrierende Angebote ungeklärt. Die Akteure innerhalb Rechtskreise des 
SGB II, SGB VIII und SGB XII fühlen sich überwiegend nicht zuständig. Die Ambu-
lanten Angebote können versuchen hier zu vermitteln, stoßen jedoch dort an Gren-
zen, wo es schlichtweg keine Möglichkeiten zur beruflichen und gesellschaftlichen 
Integration gibt. 

• Der soziale Wohnungsbau wird vollkommen vernachlässigt. Der Wohnungsmarkt 
ist so angespannt, dass es für junge Menschen kaum möglich ist, eine Wohnung zu 
finden oder prekäre Mietverhältnisse eingegangen werden. Die Obdachlosigkeit 
nimmt weiter zu. 

• Solange grundlegende Bedürfnisse (Sicherheit und Schutz durch eine Wohnung, 
Teilhabe durch berufliche Integration/ Förderung, Versorgung (Lebensmittel etc.) 
durch ausreichende finanzielle Mittel) nicht erfüllt sind, können weitere Problemla-
gen und insbesondere Delinquenz nur erschwert mithilfe der Ambulanten Angebote 
bearbeitet werden. Die Erfüllung dieser Grundbedürfnisse wird zunehmend schwie-
riger. 
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4.2.2 Rückmeldungen zum Modellprojekt 
 
Support 
Der insbesondere technische Support bei Installation, Updates und Handhabung des 
Programms wurde überwiegend als gut und hilfreich bewertet. Kritisiert wurde indes-
sen, dass die Informationsveranstaltung zur Einführung in das Programm zeitlich zu 
früh und zu begrenzt erfolgte, bevor Erfahrungen mit der Anwendung der Datenbank 
gesammelt werden konnten. 
 
 
Fragebogen 
Der Fragebogen wird zum einen als bedienerfreundlich, verständlich, übersichtlich und 
logisch strukturiert beschrieben, zudem stelle die Aufteilung in Beginn- und Ende-Teile 
eine sinnvolle und hilfreiche Erweiterung dar. Verwiesen wird auch darauf, dass die 
inhaltliche Auseinandersetzung mit Wirkfaktoren deutlich mache, wie komplex eine in-
tensive Betreuung der jungen Menschen sein kann. 
Zum anderen gibt es eine Reihe an konkreten Verbesserungsvorschlägen überwie-
gend „kosmetischer“ Art (schnellere Menüführung mit Kurztasten, Unterbrechungen 
bei der Eingabe, Möglichkeit nachträglicher Änderungen). Der Umfang des Fragebo-
gens sowie der zeitliche Gesamtaufwand werden unterschiedlich bewertet. Zuweilen 
wird auf uneindeutige Frageformulierungen verwiesen und der Wunsch nach einem 
Handbuch geäußert. 

 
Datenbank-Handling 
Positiv hervorgehoben wird die grundsätzliche Möglichkeit, die Stammdaten der Klien-
ten elektronisch zu erfassen und einrichtungsinterne Dokumente/Sachberichte den je-
weiligen Klienten zuzuordnen. 
 
Das zentrale Datenbankproblem betrifft die häufigen Datenverluste bei der Datenein-
gabe, bei der Installation der Updates sowie beim Export der Fragebögen. Dass diese 
Datenbankprobleme für die pädagogischen Fachkräfte mit einem unerwartet höheren 
Arbeitsaufwand verbunden waren, wird naheliegender Weise moniert. Auch die zuge-
sagte Möglichkeit einrichtungsinterner Auswertungen konnte im Rahmen des Modell-
vorhabens nicht zufriedenstellend umgesetzt werden. 
 
Dass (wie häufiger angemerkt) die mit der automatisierten Sachberichterstellung ge-
nerierten Zahlen mit den einrichtungsinternen Zählungen nicht übereinstimmen, 
konnte indessen in vielen Fällen geklärt werden (s.o. 3.4).  
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5 Kritische Würdigung und Ausblick 
 
Zentrales Anliegen des Modellvorhabens war es, über die Implementierung eines Eva-
luationsinstruments in die Einrichtungen der Ambulanten Sozialpädagogischen Ange-
bote für straffällig gewordene junge Menschen fundierte Informationen zur geleisteten 
Arbeit und ihrer Ergebnisse zu generieren, die bislang nicht zur Verfügung stehen. 
Ergebnisse liegen sowohl zur Implementierung als auch zu den erfassten Daten vor. 
 
 
1. Dank des großen Engagements von pädagogischen Fachkräften aus Mitgliedsein-
richtungen der Landesarbeitsgemeinschaft Niedersachsen für Ambulante Sozialpäda-
gogische Angebote nach dem Jugendrecht e.V. (LAG) ist es gelungen, dieses Modell-
vorhaben von der Praxis für die Praxis zu entwickeln. Erstmals wurde der Versuch 
unternommen, individuelle Teilnahmeverläufe der Ambulanten Sozialpädagogischen 
Leistungsangebote für straffällig gewordene junge Menschen systematisch zu erfas-
sen. Eigens für dieses Vorhaben wurde eine Datenbank zur Einrichtungs-, Klienten- 
und Vorgangsverwaltung entwickelt und bei den mitwirkenden Einrichtungen imple-
mentiert. Herzstück der Datenbank ist das Evaluationsinstrument, das unter Mitwir-
kung der LAG-Mitgliedseinrichtungen entwickelt und in umfangreichen Vorarbeiten er-
probt wurde. 
 
2. Die Entwicklung und Implementation der Datenbank war mit einem unerwartet ho-
hen Aufwand verbunden. Insbesondere die Vielzahl und Vielfalt der auftauchenden 
programmiertechnischen Probleme waren nicht absehbar und führten letztlich an die 
Grenzen der verfügbaren Ressourcen. Während das Evaluationsinstrument sich über-
wiegend als brauchbar erwies und sinnvolle Änderungen/Verbesserungen eher kos-
metischer Art sind, konnten einige der mit der Datenbankhandhabung verbundenen 
Probleme letztlich nicht zufriedenstellend gelöst werden. Die vorgesehene längere 
Pretest-Phase wurde von den Einrichtungen überwiegend nicht genutzt, so dass be-
stehende Probleme in der Regel erst am Ende der Programmierphase offensichtlich 
geworden sind. Nachbesserungsbedarf besteht auch hinsichtlich einrichtungsinternen 
Auswertungen sowie der automatisierten Erstellung des Sachberichts für das Land. 
Nicht zuletzt die häufigeren Datenverluste bei Eingabe, Update-Installation und Frage-
bogenexport führten dabei zu verständlichem Unmut unter den Fachkräften; der erfor-
derliche Mehraufwand durch erneute Dateneingaben konnte nicht generell geleistet 
werden.  
 
3. An dem Modellvorhaben haben 15 Einrichtungen mitgewirkt und insgesamt 859 Fra-
gebögen (Vorgänge) exportiert. 723 Vorgänge betrafen Teilnahmen im Rahmen von 
Jugendgerichtsverfahren aus Anlass einer Straftat und gingen in die Datenauswertun-
gen ein. Die Auswertung der Daten des Evaluationsinstruments hat eine Vielzahl an 
Einzelergebnissen erbracht, die für die einrichtungsinterne und einrichtungsübergrei-
fende Diskussion fruchtbar gemacht werden können. Die Vielzahl und Vielfalt der bis-
her schon vorliegenden Ergebnisse ist, auch bundesweit gesehen, einzigartig: noch 
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nie lagen zu den Ambulanten Sozialpädagogischen Angeboten solch eine Fülle an 
Informationen vor. 
 
4. Deutlich geworden ist, dass die Unterstützungsleistungen für die teilnehmenden Ju-
gendlichen und Heranwachsenden überwiegend mit einem enormen Aufwand verbun-
den sind und zu unbedingt anerkennungswürdigen Ergebnissen führen. Mindestens 
unsichere Teilhabeperspektiven, multiple Problembelastungen sowie über die Ange-
bote der Einrichtungen hinausreichende Unterstützungsbedarfe und -vermittlungen 
begründen häufig Leistungsanforderungen an die pädagogischen Fachkräfte, die über 
die reine Durchführung von einrichtungsinternen Angeboten weit hinausreichen. Die 
individuellen Hilfe- und Leistungsbedarfe sind überwiegend vielfältig. Angesichts des-
sen erscheinen die Anteile jener Teilnehmenden, die parallele Leistungen Dritter in 
Anspruch nehmen oder nahmen, relativ gering. Die Ergebnisse zu den vereinbarten 
Hilfezielen und deren Erreichungsgrade zeigen zudem die Beschränktheit einer Fo-
kussierung auf die Legalbewährung für die Beurteilung der sozialpädagogischen Leis-
tungen. Dass mehr als 80% der Jugendlichen und Heranwachsenden ihre Teilnahme 
mit der angeordneten Dauer erfüllen, weniger als 10% ihre (Weiter-)Teilnahme verwei-
gern und nahezu ein Viertel der Teilnehmenden im Anschluss weiter teilnehmen, sind 
weitere bemerkenswerte Indikatoren für die Beurteilung der Ambulanten Sozialpäda-
gogischen Angebote. Von den Jugendlichen und Heranwachsenden selbst werden die 
Angebote deutlich positiv bewertet. Weitere konkrete Hinweise auf die genauen 
Gründe, warum die Teilnehmenden die Angebote überwiegend als gut/sehr gut bzw. 
hilfreich/sehr hilfreich bleiben mehr als wünschenswert, können aber im Rahmen die-
ses Instruments nur sehr eingeschränkt erfasst werden; hier besteht klarer For-
schungsbedarf. 
 
5. Gleichzeitig werfen die Ergebnisse konkrete Klärungs- und Diskussionsbedarfe auf: 
• Angesichts dessen, dass die Partizipation der Betroffenen als zentraler Faktor für 

die Wirksamkeit von Jugendhilfeleistungen gilt (statt vieler: Trenczek & Goldberg, 
2016: 149), bleiben die Befunde, dass bei lediglich 27% der Teilnahmen das Ju-
gendamt als mitentscheidende Institution angegeben wurde und bei nur 58% der 
teilnehmenden Jugendlichen und Heranwachsenden, dass sie an der Teilnahme-
entscheidung beteiligt waren, zu klären – insbesondere mit den Fachkräften der 
Jugendhilfe im Strafverfahren/JGH vor Ort. 

• Diskussionsbedarf generell sowie mit den Beteiligten vor Ort besteht dahingehend, 
ob die relativ geringen Anteile der Teilnahmen im Rahmen von Diversionsentschei-
dungen (§§ 45, 47 JGG) oder aber mit Teilnahmebeginn vor der justiziellen Ent-
scheidung, ausbaufähig wären: beides ergibt sich aus den Handlungsaufträgen an 
die Jugendhilfe im Rahmen ihrer Mitwirkung in Verfahren nach dem JGG gemäß 
SGB VIII. 

• Verzögerungen des Teilnahmebeginns sowohl durch verzögerte Auftragserteilun-
gen als auch einrichtungsintern bedingt müssen weiter aufgeklärt werden. 

• Der Dauerbrenner „Sanktionscocktails“ fällt weniger dramatisch aus, als es etwa 
von Heinz (2017: 129) immer wieder beschrieben wird: während Heinz berichtet, 
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dass zwei von drei Erziehungsmaßregeln mit weiteren und härteren Sanktionen ver-
knüpft werden, zeigen die Datenauswertungen hier einen Anteil von insgesamt 39% 
der Vorgänge mit zusätzlicher Sanktion. Gleichwohl sind häufigste zusätzliche – 
und nicht unumstrittene – Sanktionen Arbeitsleistungen und Jugendarrest. Interes-
santerweise werden beide Sanktionsformen zum Teil als förderliche, zum Teil als 
hinderliche Einflussfaktoren für die Erreichung der vereinbarten Hilfeziele bewertet. 
Diese Diskussion sollte unbedingt unter Einbeziehung aller Verfahrensbeteiligten 
geführt werden. 

• Unklar bleiben schließlich die relativ hohen Anteile der Vorgänge, bei welchen die 
pädagogischen Fachkräfte keine Angaben machen konnten zur Frage der Vorauf-
fälligkeit, der parallel weiterhin anhängigen Strafverfahren sowie nach der Einleitung 
neuer Strafverfahren während der Teilnahme. Ob dies auf die Irrelevanz solcher 
rein strafrechtlichen Aspekte für die sozialpädagogische Arbeit oder aber auf einen 
nicht gelingenden sozialpädagogischen Beziehungsaufbau zu dem/der Teilneh-
menden verweist, bleibt zu klären. 

 
6. Die Beurteilung der Eignung und Übertragbarkeit des Evaluationsinstruments sollte 
unter Beteiligung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, des 
Landesjugendamts, der LAG sowie ihrer Mitgliedseinrichtungen erfolgen. Für eine 
künftige Verwendung des Evaluationsinstruments liegt der Nachbesserungsbedarf auf 
der Hand und müsste mit entsprechend erforderlichen Ressourcen flankiert werden. 
Noch ausstehende datenschutzrechtliche Fragen sind abschließend zu klären. Die 
noch vorhandenen „Kinderkrankheiten“ in der Datenbank müssen ausgeräumt, beste-
hende Hindernisse bei der Erfassung der Fragebögen behoben werden: zu beidem 
liegen Rückmeldungen durch die pädagogischen Fachkräfte vor. Für die Pflege der 
Datenbank und für die Dateneingabe im Fragebogen sollte eine ausführliche Handrei-
chung (Manual) erstellt werden. Datenauswertungen sollten insbesondere auch inner-
halb der Einrichtungen über einfach zu bedienende Tools möglich werden, indem etwa 
Rohdatensätze erzeugt und in üblichen Statistikprogrammen importiert werden kön-
nen oder aber vorab programmierte Grundauswertungen als Jahresberichte o.ä. er-
zeugt werden können. Gleiches wäre dann auch für einrichtungsübergreifende Aus-
wertungen möglich. Der schon jetzt vorhandene „Schatz“ an individuellen Datensätzen 
für die Betrachtung individueller bzw. auf besondere Untergruppen bezogene Teilnah-
meverläufe sollte unbedingt und auch künftig gehoben werden. Nicht zuletzt würde 
hierdurch die empirische Überprüfung zahlreicher Hypothesen und Fragen zu den Am-
bulanten Sozialpädagogischen Angeboten ermöglicht, die den weiteren Fachdiskurs 
befruchten würden. Künftige kontinuierliche Evaluationen wären so möglich. 
 
7. Form und Inhalte der Sachberichterstattung an das Land sind unbedingt überarbei-
tungsbedürftig, die von der LAG geleisteten umfangreichen Vorarbeiten können hier 
genutzt werden. Zunächst bedarf es intensiver Aushandlungen darüber, welche Infor-
mationen über die Teilnehmenden (welche?) und die geleistete Arbeit (umfassender 
Arbeitsaufwand) relevant sind als Verwendungsnachweis für die Landesförderung. Die 
Art der Erfassung dieser Informationen sollte möglichst der Struktur des Evaluations-
instruments entsprechen, zumal eine Reihe der Fragen und vorgegebenen Items an 



 

 

50 

aktuellere Entwicklungen angepasst wurden. Eine dann automatisierte Erstellung der 
Sachberichte auf der Grundlage der in der Datenbank erfassten Vorgänge erscheint 
als die sinnvollste Lösung. 
 
8. Die adäquate Ausgestaltung und qualifizierte Nutzung der Ambulanten Sozialpäda-
gogischen Angebote für straffällig gewordene junge Menschen ist auf einen fortwäh-
renden Qualitätsdiskurs aller Beteiligten angewiesen. Dieser Diskurs wird durch die 
mit dem Evaluationsinstrument erzielbaren Befunde auf ganz neue Weise befruchtet 
und sollte, flankiert von Land und LAG, unbedingt organisiert werden. Der noch aus-
stehende Fachtag wird hierzu den Auftakt bilden. Eine Integration dieser Diskussion in 
den Niedersächsischen Jugendgerichtstag war in diesem Jahr nicht möglich, da der 
Jugendgerichtstag im Juni vorgezogen stattgefunden hat; dies sollte aber für das kom-
mende Jahr angestrebt werden. Die entwickelte Datenbank sollte nach den erforderli-
chen Nachbesserungen landesweit den Einrichtungen Ambulanter Sozialpädagogi-
scher Angebote zur Verfügung stehen. Auch die bundesweite Ausdehnung ist letztlich 
denkbar: die breite Diskussion um Ziele, Zielgruppen, Angebotsformen und Ergebnis-
sen der Arbeit ist mehr als wünschenswert. 
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